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TEURES SPAREN. Nach Berechnun-
gen des Bundesversicherungsamtes
droht der Pflegeversicherung 2000 ein
Verlust von über 1 Mrd. DM. Hauptur-
sache ist die Kürzung der Beiträge für
Arbeitslose an die Pflegekassen (– 400
Mio.DM).Aufgrund der Lohnentwick-
lung steigen die Beitragseinnahmen
nicht wie veranschlagt. Neue Löcher
werden die im Mai in Kraft tretenden
Richtlinien zur häuslichen Kranken-
pflege reißen, weil sie ambulant er-
brachte Leistungen zum einen dra-

stisch kürzen, zum anderen aber zur er-
heblich teureren stationären Pflege ver-
schieben. Die Richtlinien legen fest, wel-
che Leistungen die Kassen als häusliche
Krankenpflege zahlen und welche An-
sprüche die Versicherten haben. So sollen
etwa intravenöse Injektionen  nur noch
vom Arzt verabreicht werden dürfen, die
Kassen bezahlen die Verabreichung von
Arzneien und das Anlegen von Kompres-
sionsstrümpfen nur noch, wenn Patienten
dies nicht selbst übernehmen können.
Ärzte dürfen nur noch sieben Blutdruck-
messungen verschreiben, der Blutzucker-
spiegel darf nur noch vier Wochen lang re-
gelmäßig bestimmt werden ... V.a.
Schmerz-, Asthma- und Aids-Patienten,
werden die notwendigen Leistungen
zukünftig nicht mehr erhalten,es sei denn,
sie können sie selbst zahlen. Das BVA hat
die Erhöhung des Pflegeversicherungs-
beitrags, derzeit 1,7%, ins Gespräch ge-
bracht. Beabsichtigte Verbesserungen der
Pflegeversicherung für demenzkranke al-
te Menschen drohen dem teuren Sparkurs
der Regierung zum Opfer zu fallen.

KERN. Ausgerechnet der Grüne Fischer
macht sich zum Vorreiter des ursprünglich
in der politischen Rechten beheimateten
Kerneuropa-Konzepts, das Deutschland
eine führende Rolle in der EU  zuschreibt.
Auf Bitten der portugiesischen Ratspräsi-
dentschaft wird er Vorschläge zur Umset-
zung darlegen, heißt es vom informellen
Treffen der EU-Außenminister. Die
Außenminister waren sich einig, dass die
angestrebten institutionellen Reformen –
insbesondere die Ausweitung von Mehr-
heitsentscheidungen –nicht ausreichen.
Die skandinavischen Länder und Groß-
britannien äußern Widerspruch gegen das
deutsch-französische Europa der „ver-
schiedenen Geschwindigkeiten“. Die
Süddeutsche Zeitung kommentiert: „Das
Ringen in der Union um die Bildung eines
Gravitationszentrums ... hat damit be-
gonnen.“ Fischer wird seine Vorstellungen
noch in dieser Woche darlegen.- Dazu pas-
st in gewisser Weise die folgende Meldung:

GRÜNDEUTSCHE PROFILIERUNG.
Nachdem der außenpolitische Sprecher
der Grünen-Bundestagsfraktion Sterzing
Frankreich und Belgien wegen angebli-
cher „Überreaktion“ auf die schwarz-
blaue Regierung in Österreich kritisierte,
aber „keinen Bedarf“ sah, die EU-Sank-
tionen aufzuheben, macht sich die mi-

litärpolitische Sprecherin Beer für die
Aufhebung der Sanktionen stark. Immer-
hin widersprach die menschenrechtspoli-
tische Sprecherin Roth.

GESETZESKLAUSEL STREICHEN.
Magere 2,9 Mrd. DM hat die deutsche
Wirtschaft zur Entschädigung der ehe-
maligen NS-Opfer bisher aufgebracht.
Schon wird das Scheitern des Kompro-
misses ins Gespräch gebracht. Am 2. 6.,
beim Besuch des US-Präsidenten Clinton,
soll  der Rechtsschutz deutscher Firmen
gegen weitere Entschädigungsansprüche
besiegelt werden. Die PDS-Abgeordnete
Jelpke sieht in der Rechtsschutz-Klausel
im derzeitigen Gesetzentwurf eine Ursa-
che für die mangelnde Zahlungsbereit-
schaft der deutschen Wirtschaft; denn ge-
gen Klagen sollen alle Firmen geschützt
sein, gleich ob sie in den Stiftungsfonds
eingezahlt haben oder nicht. Sie ermun-
tert damit geradewegs dazu, nichts einzu-
zahlen. Bei den Beratungen im Innenaus-
schuss des Bundestages in dieser Woche
will die PDS für die Streichung dieser
Klausel eintreten.

GITTER STATT NETZ. Derzeit erwei-
tern die Bundesländer die Gefängnisse
um 10.000 Haftplätze, das sind bundes-
weit ca. 15%. Kosten: 2,5 Mrd. In den ost-
deutschen Ländern werden sie um bis zu
50% erweitert, in Hessen, Niedersachsen,
Rheinland-Pfalz um bis zu 25%, in Bay-
ern um 1.000. Damit reagieren die Länder
auf die rasant steigende Zahl von Gefan-
genen, die die bestehenden Gefängnisse
überbersten lässt. Tatsache ist jedoch,
dass die steigende Zahl von Gefangenen
nicht auf eine Zunahme von Kriminalität,
sondern ausschließlich auf die Verschär-
fung der Haftstrafen, d.h. die Verhängung
von mehr und längeren Haftstrafen, sowie
auf die Tatsache zurückgeht, dass immer
mehr Menschen Strafbefehle nicht zahlen
können und deshalb eine Haftstrafe an-
treten müssen.

RECHTSEXTREMISTISCHE STRAF-
TATEN. Auf Anfrage der PDS teilte die
Bundesregierung für das 1. Quartal fol-
gende Zahlen mit: Die Polizei registrierte
140 antisemitische Straftaten, darunter 5
Fälle von Körperverletzung, 3 Störungen
der Totenruhe, 11 Sachbeschädigungen
und 121 sonstige, zumeist Propagandade-
likte. 48 Delikte ereigneten sich in den
CDU-regierten Ländern Ba-Wü, Bayern
und Hessen,44 im SPD- bzw.rot-grün-re-
gierten Niedersachsen bzw. NRW. Von 93
Tatverdächtigen wurden gerade 5 Perso-
nen inhaftiert.An anderen rechtsextremi-
stischen Straftaten erfasste die Polizei im
Quartal 428, allein im März 156, ein An-
stieg gegenüber dem Vorjahresmonat um
25%. Unter den Straftaten waren 6
Brandanschläge und 65 Angriffe gegen
Personen. Obwohl 76 Personen erheblich
verletzt wurden, erging nur in 8 Fällen
Haftbefehl.
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Von Zeit zu Zeit müssen die EU-Bei-
trittskandidaten aus Osteuropa zum
Rapport antreten und berichten, ob sie
die Vorgaben der EU auch getreu erfül-
len. Ein solches Rapportieren fand Ende
April im polnischen Gniezno statt. An-
getreten waren die Regierungs-
chefs aus Ungarn, der Slowakei,
Tschechien und Polen.Empfänger
ihrer Botschaften und Bittschrif-
ten war der Bundeskanzler aus
der BRD. Dieser und ein ganzer
Tross von Bankern und Wirt-
schaftsfachleuten haben die offi-
zielle Aufgabe, den Entwick-
lungsstand der Beitrittskandida-
ten zu prüfen, sie zu tadeln und
zurechtzuweisen, wenn es den
Herren noch nicht genehm ist mit
der „Anpassungsleistung“ an die
EU-Verhältnisse.

Polen hat sich hier vor allem
den Unmut der deutschen Ostrit-
ter zugezogen, und deshalb gab es
auch ein Sondertreffen Schröders
mit dem polnischen Ministerprä-
sidenten. Mit Polen fand kürzlich
erst eine Verhandlungsrunde mit
EU-Vertretern statt, die mit ei-
nem Eklat endete. Polen weigert
sich bis jetzt noch beharrlich, den
Anteil der bäuerlichen Wirtschaft
zurückzuschrauben, und miss-
achtet damit eine Auflage der EU.
Die Vertreter aus Brüssel haben
festgestellt, dass die polnischen
Landwirtschaft nicht in das EU-
Gefüge passt. Es gibt zu viele Bauern,
und deren ökonomische Leistung sei
nicht dem Niveau der hochindustriali-
sierten EU-Landwirtschaftsfirmen an-
gepasst. Unverschämterweise fordern
die polnischen Bauern doch tatsächlich
eine Sicherung ihrer Existenzbedingun-

gen. Dazu gehören besonders günstige
Ausfuhrbestimmungen für ihre Produk-
te und Schutzzölle für den Import aus
den EU Ländern. Ein weiteres Problem
ist der befürchtete Ausverkauf von
Grund und Boden. Hier fordert die EU,

dass bis zum angepeilten Beitrittstermin
2002 der Handel von Boden „liberali-
siert“ wird. Bis jetzt immerhin ist für die
polnische Regierung klar, dass es dies zu
dem Zeitpunkt noch nicht geben wird.
Wie haltbar solche Erklärungen sind,
wird sich noch erweisen. Schon jetzt ist

ja bekannt, dass deutsche Grundstücks-
makler über verdeckte Käufer sich
Grundstücke in Polen widerrechtlich an-
eignen.

Die Haltung der polnischen Regierung
und der gesellschaftlichen Organisatio-

nen, vor allem der Bau-
ern, hat zu harschen Ge-
genreaktionen geführt.
Der Deutsche Industrie
und Handelstag (DIHT)
schreibt in einem Gut-
achten, dass Polen noch
längst nicht die Kriteri-
en der EU erfüllt, und
fordert, dass der ange-
peilte Beitrittstermin
weit hinausgeschoben
werden muss. Bundes-
kanzler Schröder, der
sich gerne in der Rolle
des Anwalts der ost-
europäischen Länder
sieht, hat Polen unmis-
sverständlich klarge-
macht, dass es auf den
guten Willen der polni-
schen Gesellschaft an-
kommt, wenn sie in die
europäischen Gemein-
schaft aufgenommen
werden will.

Das heißt, gefordert
wird, noch mehr alle so-
zialen und gesellschaft-
lichen Schranken zu
schleifen. Dabei ist die

bisherige Umsetzung der Programme der
EU und Weltbank in ihren Auswirkun-
gen schon verheerend genug für die pol-
nische Gesellschaft.

Wie aus einer soeben veröffentlichten
Prognose des Landesarbeitsamtes her-
vorgeht,wird die Arbeitslosenzahl in den

Dokumentiert

Gnesener Erklärung
„Wir, die Ministerpräsidenten Polens,Tschechi-
ens, der Slowakei, Ungarns sowie der Bundes-
kanzler der Bundesrepublik Deutschland, die
wir tausend Jahre nach dem Treffen Ottos III.
mit Boleslaw Chrobry am Grabe des heiligen
Adalbert in Gnesen versammelt sind,
in dem Bewusstsein der Verantwortung der Po-
litiker für das Schicksal Europas an der Schwel-
le zum 21. Jahrhundert,
eingedenk der historischen Erfahrungen unse-
rer Völker und ihrer Bestrebungen, die Wahrheit
über die Vergangenheit zu vertiefen und die Zu-
kunft des europäischen Kontinents gestützt auf
die Einheit der Werte und Ziele zu bauen,
überzeugt von der Unteilbarkeit Europas und in 

dem Bestreben, in Europa Sicherheit und eine
Stabilität zu gewährleisten,
geleitet von dem Willen, für die weitere Ent-
wicklung der gegenseitigen Beziehungen und
für die Schaffung geeigneter Voraussetzungen
für das Zusammenwirken der Staaten und Ge-
sellschaften Sorge zu tragen,
in dem Bemühen,zukunftsgerichtete Antworten
auf die sich vollziehenden Veränderungen glo-
balen Ausmaßes anzustreben
erklären feierlich, dass wir
gemeinsam in dem Bestreben handeln werden,
die Erwartungen der Völker und Gesellschaften
in einem vereinten Europa zu verwirklichen,
uns gemeinsam für den Aufbau einer europäi-
schen Zukunft unter Respektierung der Unter-
schiedlichkeit der Kulturen, der nationalen Tra-
ditionen und der regionalen Verschiedenheiten
einsetzen werden,

bei der Gestaltung der wirtschaftlichen Ent-
wicklung und des gesellschaftlichen Lebens in
unseren Ländern uns von dem Grundsatz der
Solidarität leiten lassen und eng zusammenar-
beiten werden,
uns solidarisch für die Lösung von internatio-
nalen Problemen, den Schutz der Menschen-
rechte, der Grundsätze der Demokratie und der
Rechtsstaatlichkeit einsetzen sowie die Schaf-
fung neuer Spaltungen des europäischen Kon-
tinents verhindern werden,
entschlossen den Gefahren, denen kriegerische
Nationalismen, Xenophobie, Rassismus und to-
talitäre Ideologien zu Grunde zu Grunde liegen,
entgegentreten werden.
Unser gemeinsames Ziel ist es, ein Europa frei-
er Gesellschaften zu schaffen, die in Frieden, Si-
cherheit und Wohlstand leben.“

EU-Osterweiterung läuft nicht nach Plan

Rückbesinnung auf Slawenkreuzzug
soll neuen Schwung bringen

1. Mai in Polen: Symbolisch wird der Bergbau beerdigt
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kommenden Monaten von 2,5 Millionen
auf fast 3 Millionen anwachsen. Jeder
zweite der noch im Bergbau unter Tage
Beschäftigten soll nach den „Restruktu-
rierungsmaßnahmen“ der Weltbank in
den nächsten Jahren wegrationalisiert
werden, im Jahre 2000 alleine 50.000.
Hinzu kommen werden etwa 200.000 Ar-
beiter aus dem Hüttenwesen, der Rü-
stungsindustrie und dem Eisenbahn-
transport. Nach den von der Regierung
Buzek in 1999 beschlossenen Gesetzen
zur „Reform“ des öffentlichen Dienstes
werden in Zukunft 35.000 Angestellte
des Gesundheitswesens, darunter 5000
Ärzte, entlassen. Das soziale Desaster
setzt sich also fort. Auch nach Angaben
der Weltbank leben 24 Prozent der pol-
nischen Bevölkerung unterhalb der Ar-
mutsgrenze. Die Zahl der Obdachlosen
soll bei 400.000 liegen. Jede vierte Fami-
lie kann die Wohnungsmiete nicht zahlen
und wird deswegen auf die Strasse ge-
setzt. „Wie am Anfang des Jahrhunderts
werden wir beim diesjährigen Mai-Um-
zug wieder nach Arbeit und Brot rufen“,
umschreibt der Vorsitzende der Gewerk-
schaft OPZZ die Entwicklung zurück in
die Vergangenheit.

Wie ein Hohn auf die Geschichte mu-
tet dann aber die Erklärung der versam-
melten Regierungschefs an, die in Gniez-
no feierlich verabschiedet wurde. Es
heißt dort u.a.: „Unser gemeinsames Ziel
ist es,ein Europa freier Gesellschaften zu
schaffen, die in Frieden, Sicherheit und
Wohlstand leben.“ Deutlicher als alle
formschönen Erklärung fasste die inof-
fizielle Losung der 1.Mai-Kundgebung
das tatsächliche soziale Elend in der Re-
gion zusammen.Der 1.Mai in Polen wur-
de als der „Tag der Verzweiflung“ be-
gangen.

Eine pikante Note hat der äußere An-
lass für das Treffen des deutschen Bun-
deskanzlers mit den osteuropäischen Mi-
nisterpräsidenten. Es war das Gedenken
an den tausendsten Jahrestag der Zu-
sammenkunft des deutschen Kaisers Ot-
to III. mit dem polnischen Herrscher Bo-
leslaw Chrobry (dem Tapferen) in Gniez-
no.Weihevoll wird dieses Ereignis als die
Anerkennung des jungen polnischen
Staats und seine Aufnahme in den Kreis
der europäisch-christlichen Zivilisation
angesehen. Tatsächlich war dies aber
nichts anderes als der Beginn der deut-
schen Landnahme im Osten. Und es war

der Beginn eines großen Massakers, das
als der „Slawenkreuzzug“ in die Ge-
schichte einging. Und in gewisser Weise
war es auch eine vorweggenommen EU-
Osterweiterung. Denn in dem Aufruf der
allerchristlichsten Bischöfe, die für die
Teilnahme am „Slawenkreuzzug“ trom-
melten, heißt es: „Diese Heiden hier sind
die allerschlimmsten, aber ihr Land ist
das allerbeste an Fleisch, Honig, Mehl,
Geflügel und,wenn es ordentlich bestellt
wird, an Fruchtbarkeit für alle wirt-
schaftlichen Erzeugnisse. Wohlan denn,
ihr Sachsen, Franken, Lothringer, Fla-
men, ihr ruhmwürdigen Bezwinger der
Welt, hier könnt ihr zugleich für das Heil
eurer Seelen sorgen und das fruchtbar-
ste Land zur Siedlung erwerben!

Die Grundstücke überlassen wir euch
zu erblichen und freiem Recht,so dass ihr
die Befugnis haben sollt, sie zu verkau-
fen und nach eurem Willen darüber zu
verfügen.“*

Die ehemaligen und die heutigen
Ostritter wissen immer genau,warum sie
ihre Feste feiern. hav

* Die Eroberungszüge des Deutschherrenordens
gegen die Völker des Ostens, Frankfurt, 1977 S.
60/61

Vor dem EU-Beitritt Polens

Deutsche Revan-
chisten-Verbände
organisieren
Wie die Süddeutsche Zeitung berichte-
te,sieht der polnische Geheimdienst An-
zeichen dafür, dass der „Bund der Ver-
triebenen“ eine Propaganda-Offensive
für die „Autonomie Schlesiens“ vorbe-
reitet. U.a. stützen sich die revanchisti-
schen Verbände auf die „Gesellschaft der
Schlesier“ in Kattowice sowie auf Poli-
tiker der deutschen Minderheit in Ober-
schlesien (PB 8/2000, S. 2).Von Deutsch-
land aus wird dies vom Bundesvorsit-
zenden W. Maikranz, Edenkoben, und H.
Zaborowski vom Bund für Gesamt-
deutschland, 40501 Düsseldorf, organi-
siert. Der Bund für Gesamtdeutschland
arbeitet eng mit dem Bund der Vertrie-
benen (BdV) zusammen bzw. seine Mit-
glieder sind auch dessen Mitglieder.

Am 7. Januar 1999 wurden Formblät-
ter für Unterstützerunterschriften für
die „Wahl zum 1.Schlesischen Landtag“
ausgegeben. Man sei erfreut, dass sich
viele „Landsleute aus dem okkupierten
Schlesien“ bereit erklärt hätten, in den
59 Wahlkreisen zu kandidieren. Die
Wahlbewerber sollten sich an die Ge-
schäftsstelle des Arbeitskreises Verfas-
sung Land Schlesien (BGD), In den Er-
len 4, 67480 Edenkoben (W. Maikranz)
wenden und die Unterstützerformulare
an den Arbeitskreis Verfassung Land
Schlesien, 028707, Postfach 300212 sen-

den. Der Bundesvorsitzende W. Mai-
kranz kandidiert selbst im Wahlkreis 30
in Jauer in Polen.

Als Vorbereitung für diese Wahl hatte
sich 1991 die Redaktionsgruppe im Ar-
beitskreis Verfassung Land Schlesien
(mit den Mitgliedern W. Maikranz, Jau-
er; E. Groke, Glogau; J. Grund, Breslau;
W. Koska, Liegnitz; E. Restel, Ratibor-
Hammer, und C.Thoma, Ratibor) mit ei-
nem von den Professoren Dr. jur. F.
Münch und Dr. jur. H.W. Bracht, Lem-
go/Breslau „völkerrechtlich untermau-
erten“ Aufruf „An alle Schlesier und
Niederschlesier“ gewandt. Es wurde zur
Abstimmung über die Verfassung des
Landes Schlesien aufgerufen.Am 7. und
8. Januar 1996 fand in Breslau, Liegnitz
und Oppeln die Abstimmung statt. Sie
ergab eine „überwältigende Zustim-
mung durch die Schlesier zu einem ei-
genen Freistaat Schlesien“. Von den
3.203 Wahlberechtigten stimmten 3.167
mit „Ja“, berichten der Organisations-
leiter H. Zaborowski und Geschäftsfüh-
rer W. Maikranz. „Durch die Annahme
der Verfassung wurde damit auf völker-
rechtlicher Basis der Grundstein für den
Aufbau eines Freistaates Schlesiens in-
nerhalb der Europäischen Union ge-
legt.“ „Diese Verfassung ist nach dem
Völkerrecht weit höher zu bewerten als
das Grundgesetz der Bundesrepublik
Deutschland ...“ „Mit der Annahme der
Verfassung ist auch der Grundstein für
den Aufbau Schlesiens innerhalb der
Europäischen Union gelegt.Bei der Auf-
nahme Polens in die EU müssen wir
Schlesier ein Wort mitreden können.Da-
zu bedarf es jedoch einer Vertretung nach
den Regeln des Völkerrechts. Dies kön-

nen keine Verbände leisten, weder die
schlesische Landsmannschaft noch der
BdV“. „Wer sich für seinen schlesischen
Heimatkreis als Landtagskandidat zur
Verfügung stellen möchte, ist hierzu auf-
gerufen. Die folgenden Wahlen zum
schlesischen Parlament sollen durch ei-
ne hohe Wahlbeteiligung klarmachen,
dass ein politisch selbständiges Schlesi-
en als gleichberechtigter Partner in der
Europäischen Union anzusehen sein
wird.“ (Zitate aus:
http:/members.aol.com/BfGD)

Der Deutsche Ostdienst - Informati-
onsdienst des Bundes der Vertriebenen -
Vereinigte Landsmannschaften Nr. 11
vom 17.3.00 berichtet, dass die „vertrie-
benen Danziger“ ihre „Exilorgane“ –
Rat der Danziger (Parlament) und Ver-
tretung der Freien Stadt Danzig (Exe-
kutive) – am 11.3.2000 in Hamburg so-
wie G. Oberste-Berghaus, Kassel, zum
Präsidenten der Stadt Danzig gewählt
haben. In der Grundsatzerklärung zur 7.
Wahlperiode fordern sie unter Punkt 3:
„Der Bundesrepublik Deutschland, die
in der Verpflichtung des deutschen Rei-
ches verhaftet ist, obliegt eine Obhuts-
pflicht gegenüber den Danziger Staats-
angehörigen, die Kraft Gesetzes der
Bundesrepublik Deutschland auch die
deutsche Staatsangehörigkeit erworben
haben.“ Unter Punkt 4: „Die Bundesre-
publik Deutschland hat bis heute be-
stätigt, dass Danzig weder Gegenstand
des 2+4-Vertrages noch des deutsch-pol-
nischen Grenzbestätigungsvertrages ge-
worden ist, verletzt aber ihre Pflicht,
sich für die völkerrechtliche Regelung
zugunsten der entrechteten Danziger
einzusetzen.“ FML
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Recht unterschiedlich fielen diesmal die
1.Mai-Demonstrationen aus. Dem Eindruck
etwa aus Hamburg, dass die Teilnehmerzahl
stagniert und kaum Forderungen erhoben
werden, widersprechen Berichte etwa aus
dem süddeutschen Raum über steigende
Beteiligung und z.T. deutliche Forderungen
an die Bundesregierung. Generell fiel aller-
dings auf, dass die Auseinandersetzung mit
der militarisierten deutschen Außenpolitik
kaum eine Rolle spielte – mit wenigen Aus-
nahmen, so etwa in Hannover (Bild rechts),
wo in diesem Jahr die Hauptkundgebung des
DGB stattfand.  

Hannover. 25.000 haben an der Haupt-
kundgebung des DGB teilgenommen.
(1999: 20.000). Redner: Oberbürgermei-
ster Schmalstieg, Issen (DAG), Bundes-

kanzler Schröder, Schulte (DGB).
Positiver Beifall für die Worte des OB:

„Ich fordere Sie, Herr Bundeskanzler
auf, sich für die Menschrechte in der Tür-
kei und die Freilassung von Birgal zu ver-
wenden“.

Issen, DAG: Er sprach zum Bündnis
für Arbeit: dies sei kein
Selbstzweck, und mahnte
eine sozial ausgewogene
Politik an, und: „Herr
Bundeskanzler, tragen
Sie dazu bei, dass die Be-
schäftigten im öffentli-
chen Dienst gut in die Zu-
kunft gucken können“.Er
plädierte für gleiche Ent-
lohnung im öffentlichen
Dienst, an den Kanzler
gerichtet: „Stoppen Sie
weiteren Arbeitsplatzab-
bau im öffentlichen
Dienst, gehen Sie mit gu-
tem Beispiel voran.“ Aus-
bildungsabgabe, voraus-
schauende Qualifizie-
rung, Ausbildung seine
weiteren Forderungen.
Die Wahlkampagne der
CDU nannte er „ideologi-
sche Geisterfahrt“, „aus-
länderpolitische Brand-
stifterei.“

Schröder begann mit
der Erfolgsmeldung zur
Entlastung von Familien
und Zahlung des Kinder-
geldes. Das Bündnis für
Arbeit spiele eine wesent-
liche Rolle sowohl bei der
derzeitigen wirtschaftli-
chen Entwicklung als
auch für das Ziel, die Ar-
beitslosigkeit unter 3,5
Mio. zu kriegen. Den Ge-
werkschaften strich er
ums Maul, das Bündnis
für Arbeit sei eine Erfah-
rung mitten aus der Ge-
werkschaftsbewegung.
Er versprach gerechte Be-
teiligung an den Werten,
die Menschen mit ihren
Händen und Köpfen erar-
beitet haben, und machte

deutlich, dass der Abbau des Schulden-
bergs des Bundeshaushalts absolute Pri-
orität hat und eingesparte Zinszahlun-
gen in Forschung und Entwicklung, Ar-
beitsplätze und Infrastruktur investiert
werden sollen. Er versprach Ausbildung,
bis die Jugendarbeitslosigkeit beendet
ist, und dass sowohl die Qualifizierung
als die Beibehaltung deutscher Mitbe-
stimmung im Rahmen von Zusammen-
schlüssen von Großkonzernen nächste
Themen im Bündnis sein werden. Er plä-
dierte für eine Politik des sozialen An-
stands auch über das Jahr 2000 hinaus
und forderte von den Gewerkschaften,
Deutschland für Herausforderungen fit
zu machen, ohne die Menschlichkeit auf-
zugeben.

Schulte vom DGB begrüßte die Aus-
führungen zur Mitbestimmung. Ausbil-
dung für  zukunftsfähige Berufe und
Möglichkeit zum lebenslangen Lernen,
darüber solle in der nächsten Runde des
Bündnisses für Arbeit gesprochen wer-
den. Zur Kostenfrage von Bildung und
Weiterbildung sei falsche Bescheiden-
heit nicht angebracht .Bildung ist Macht,
für diese alte Weisheit der Arbeiterbe-
wegung sei die Zeit gekommen, um um-
fassende Qualifizierungsmaßnahmen in
Gang zu setzen. Er forderte die Bundes-
regierung auf, mit der gleichen Leiden-
schaft wie bei der Steuerentlastung von
Unternehmen zu diskutieren, wie 2 Mil-
lionen Überstunden im Jahr abgebaut
werden können. Er sprach sich gegen
weitere Flexibilisierung aus, die Forde-
rung nach Streichung der Arbeitslosen-
hilfe „sei der Gipfel der Dreistigkeit“.
Diese Bundesregierung wäre gut bera-
ten, diesen Plänen ein „Nicht mit uns!“
entgegenzusetzen.Sparen auf Kosten der
öffentlichen Investitionen,der Arbeitslo-
sen und Rentner widerspreche dem
Grundsatz sozialer Gerechtigkeit.Er for-
derte gutes Geld für gute Arbeit, gleich-
wertigen Lohn für gleichwertige Arbeit
in den alten und neuen Bundesländern
für die Lohnrunde im öffentlichen
Dienst. Ein Lohndiktat könne nicht ak-
zeptiert werden, die öffentlichen Arbeit-
geber seien gut beraten, für einen guten
Abschluss zu sorgen. Er bezeichnete es
als bedenklich,dass die Bundesregierung
in der Frage der Erbschaftssteuer und ei-

1. Mai 2000

Pfiffe für den PPPPaaaa nnnn zzzz eeee rrrr kkkk aaaa nnnn zzzz llll eeee rrrr

Stuttgart: 3.000 nahmen an der Demonstration teil

In Augsburg fand sich auch dieses Jahr ein Bündnis für ei-
nen Kämpferischen 1. Mai zusammen, das auf der De-
monstration ca. die Hälfte der 1.000 Teilnehmer stellte
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ner gerechteren Steuerpolitik zögerlich
handelt, und mahnte, Sparen nicht zum
ziellosen Selbstzweck werden zu lassen.

Der Beifall für alle Redner hielt sich
in Grenzen, der Protest war nicht zu
überhören. Dies störte den Kanzler, der
sich dreimal an die „Schreihälse“ und
„Pfeifenköpfe“ wandte, von denen er
sich den Erfolg nicht kaputtmachen las-
se, mit denen man das Land nicht fit ma-
chen könne.

Während des Beitrags von Schröder
wurde sichtbar vor seinen Augen ein
großes Transparent entrollt mit der Auf-
schrift „Panzerkanzler. Stopp Rüstungs-
exporte.“ Weitere Proteste gegen Regie-
rungs- und Gewerkschaftspolitik kamen
in den Transparenten „Zug der Millio-
nen. Arbeitslose nicht wehrlos“, „Raus
aus dem Bündnis. Alle gemeinsam gegen
das Kapital“, „Mitmachen, selber ma-
chen, Kapitalismus kaputtmachen“,
„Kapitulieren können wir auch ohne
DGB“, „Soziale Gerechtigkeit statt
Schröder“, „Die neue Mitte von Kriegs-
kanzler Schröder:  Die neue Weltordnung
herbeibomben. Die Profite des Kapitals
sichern“,„Freiheit für Öcalan,Frieden in
Kurdistan“ zum Ausdruck. Die roten
Karten,die von etlichen Teilnehmern,vor
allem bei der Rede von Schröder, gezeigt
wurden, haben sicherlich auch störend
auf die als notwendig gepriesenen ge-
meinsamen Anstrengungen gewirkt.

bee

Börsenfusion

Senkung der Kapital-
kosten angepeilt
In einem zweiten Anlauf nach 1998
scheint die Fusion der seit längerem un-
ter dem Titel Deutsche Börse AG firmie-
renden Frankfurter Börse mit der Lon-
doner Börse (LSE = London Stock
Exchange) zustande zu kommen. Sitz der
neuen europäischen Gesellschaft iX (In-
ternational Exchange) soll London sein,
der bisherige Vorstandsvorsitzende Sei-
fert der Deutsche Börse AG, ein gebürti-
ger Schweizer,wird Chef.Geplant ist,den
Handel in Standardwerten in London
durchzuführen, die Kurse sollen parallel
in Euro und Pfund angezeigt werden. In
Frankfurt sollen gemeinsam mit der US-
Technologiebörse  Nasdaq sogenannte
„Wachstumswerte“, also vor allem Akti-
en aus dem Bereich Technologie und Me-
dien, gehandelt werden. Das elektroni-
sche Handelssystem Xetra der Deutsche
Börse Systems soll auch in London ein-
gesetzt werden, was vor allem dort zu Ar-
beitsplatzabbau und den von Seifert pro-
gnostizierten 140 Mio. DM Einsparungen
jährlich ab 2002 führen soll.

Wenn die japanische Tochterfirma von
Nasdaq einbezogen wird, rückt ein welt-
weit vernetzter 24-Stunden-Handel in
greifbare Nähe, wie ihn vor immerhin 15
Jahren ein FAZ-Kommentator so be-

schrieben hat: „In London dagegen kön-
nen es sich die großen Finanzhäuser nicht
mehr leisten,ihre Topmanager nach Hau-
se gehen zu lassen, wenn die Wall Street
erwacht. In der City tobt ein harter
Kampf um die Verwaltungsmandate für
Milliardendepots … Das Management
der großen Anlagefonds muss einen Ser-
vice rund um die Uhr bieten, der Sonne
folgend von London nach New York, wei-
ter nach San Francisco über Tokio nach
Singapur wieder zurück nach Europa …
Am liebsten würden es die Effektenma-
nager sehen, wenn es ein Art ,Weltbörse‘
mit einheitlichen Konditionen rund um
die Uhr gäbe.“ (FAZ, 26.1.1985) Damit
hatte die FAZ die Haupttriebkräfte der
Fusion der Börsen (= Großmärkte für Ka-
pital) beschrieben: Die institutionellen
Anleger wollen die Kosten der vielen un-
terschiedlichen Börsen- und Abwick-
lungssysteme einsparen, die Kosten der
Kapitalzirkulation sollen gesenkt wer-
den. In den letzten Jahren hatten die
großen Investmentbanken einschließlich
der Deutschen Bank, die mit Breuer den
Aufsichtsratsvorsitzenden der Deut-
schen Börse AG stellt, sogar alternative
Handelssysteme, z.B. das System Trade-
point, als  Konkurrenz aufgebaut, um
Druck in Richtung Zusammenschluss
der Börsensysteme zu machen.

Die Abwicklungsgesellschaften
Clearstream (Deutschland/Luxemburg)
und Crest (Großbritannien) bleiben
außen vor, so dass weiterhin unter-
schiedliche nationale Abwicklungssy-
steme vorhanden sind. Dies ist auch der
Hauptkritikpunkt der Financial Times
Deutschland in einem Kommentar am 4.
Mai.Kritisiert wird,dass eine Vernetzung
der europäischen Börsen auch im Inter-
esse der Kleinanleger ausgereicht hätte,
wenn Schritte hin auf eine gemeinsame
Abwicklung gegangen würden. Zudem
sei jetzt Europas wichtigstes Finanzzen-
trum sozusagen „offshore“, soll heißen,
außerhalb der Eurozone.

Die seit jüngstem in der Organisation
Euronext zusammengeschlossenen Bör-
sen Paris, Amsterdam und Brüssel zeig-
ten eine gelassene Reaktion. In Europa
sei wie in Amerika Platz für verschiede-
ne Börsen, zudem sei bereits eine natio-
nale Fusion schwierig. „Je mehr Länder
jedoch beteiligt sind, desto größer wird
das Chaos. Unterschiedliche Technologi-
en sind zu harmonisieren. Unterschied-
liche Kulturen prallen zusammen und
unterschiedliche Vorschriften müssen
vereinheitlicht werden“, so der Sprecher
der Amsterdamer Börse. Nach dem
Scheitern der Fusion Deutsche und
Dresdner Bank eine nicht abwegige Mei-
nung.

In der laufenden Auseinandersetzung
um die Verlängerung der nationalen Bör-
senhandelszeiten in Deutschland bis in
die Nacht hinein entfällt jedenfalls ein
wichtiges Argument der Arbeitgebersei-
te: die Konkurrenz mit London und mit
den außerbörslichen Systemen. Und die
Beschäftigten der Deutsche Börse Sy-

stems, früher bekannt als Börsendaten-
zentrale, haben auch bereits Vorschläge
für eine internationale Arbeitsteilung
gemacht. Im Rahmen der Kooperation
mit der Chicagoer Terminbörse CBOT
soll ab einer bestimmten Uhrzeit der
technische Leitstand von Frankfurt nach
Chicago umgeschaltet werden, damit die
Beschäftigten in Frankfurt Feierabend
und Nachtruhe genießen können. gst

Müder NRW-Wahlkampf

Rechtsverschiebung in
den Themen
Es ist ein müder Wahlkampf in NRW –
vergleichbar mit den Europawahlen.
Trotzdem bleibt der Ausgang der Wahl-
en in vieler Hinsicht spannend. Zu viele
Unwägbarkeiten gibt es, und auffällig
ist, dass die CDU mit ihrer Kampagne
„Kinder statt Inder“ die Diskussionen
bestimmt und die FDP mit ihren Forde-
rungen nach vier- und fünfspurigem
Ausbau der Autobahnen. Zwar liegt die
CDU nach den Umfragen bei 37% und
die FDP bei 6% (SPD 46 und Grüne 7%),
trotzdem bestimmen sie die Themen. In
Hessen hatte das der CDU den Wahlsieg
gebracht. Die Leiterin des Instituts für
Demoskopie in Allensbach, Frau Renate
Köcher, erklärte in einem Interview in
der Rheinischen Post am 4.5.: „Die Be-
völkerung steht einem Einwanderungs-
gesetz heute kritischer gegenüber als
noch vor wenigen Jahren. Zu Zeiten der
Bundesregierung Kohl gab es in der Be-
völkerung eine Mehrheit für ein Ein-
wanderungsgesetz. Da erwartete die Be-
völkerung, durch ein solche Gesetz wer-
de die Einwanderung eingegrenzt. Bei
der jetzigen rot-grünen Regierung wird
eher befürchtet, dass ein von ihr gestal-
tetes Einwanderungsgesetz den Zuzug
nach Deutschland erhöhen würde.“ (1)

Es gibt allem Anschein nach eine
Rechtsverschiebung in der öffentlichen
Meinung, die von Kanzler Schröder oh-
ne Widerstand der Grünen losgetreten
wurde. Der SPD geht es in NRW darum,
die absolute Mehrheit zu bekommen,und
wenn diese schon nicht erreicht wird, die
Grünen so weich zu kochen, dass sie mit
ihnen alles machen können. Wir haben
gut Chancen auf eine eigene Mehrheit,
erklärte Müntefering (2). Zwar demen-
tierte die SPD, sie habe Gespräche mit
der FDP geführt, aber die gesamte NRW-
Presse erklärte in Artikeln und Kom-
mentaren übereinstimmend: Wer Cle-
ment kennt, weiß, dass man ihm so etwas
zutraut. Seine Strategie zielt darauf ab,
die Grünen zu demütigen und Konserva-
tive an sich zu binden.

Denn wenn Clement wieder Minister-
präsident wird, will er mehr Macht ha-
ben.Es liegt bereits ein internes SPD-Pa-
pier vor, dass die Macht der Ministerien
beschränkt und das Amt des Minister-
präsidenten personell,finanziell und for-
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mal erweitert werden soll. Diese Zentra-
lisierung der Macht geht bei Clement mit
einer Rechtsverschiebung programmati-
scher Aussagen einher. Der Duisburger
Sozialforscher Michael Jäger weist dar-
auf hin, dass Clement den Begriff der
„begrenzten Ungleichheit“ in die Pro-
grammdiskussion der SPD einführt:
„Das Problem ist, jetzt sind die Mächti-
gen so mächtig geworden und stellen so
wenig Kuchen in Aussicht, dass selbst
von Kompensation keine Rede mehr sein
kann.Das Wenige,was übrigbleibt, ist als
Gleichheitssymbol nicht mehr interpre-
tierbar. Darauf reagiert Clement mit der
Orwellschen Neusprech-Formulierung,
eine ,Form von begrenzter Ungleichheit‘
könne ,eine realistische Mehrheit an Ge-
rechtigkeit schaffen‘.“ (3)

Gegen die Rechtsverschiebung bei der
SPD haben die Grünen keine Alternati-
ve. Ja, sie ziehen sogar mit. Wenn sie auf
einem Wahlplakat, das eine junge Frau
zeigt, mit dem Spruch werben: „Kinder
und Karriere“, dann wird es schon pein-
lich. Denn wer soll die Kinder hüten, da-
mit die Frau nicht etwa einem Beruf
nachgeht, sondern eben „Karriere“
macht. Doch wohl die türkische Frau mit
Hauptschulabschluss, für die Inderin
reichts nicht, weil sie bestimmt keine
100.000 DM damit verdienen kann.

Deshalb bracht NRW auf jeden Fall ei-
ne starke linke Opposition. Zu Recht
wirbt die PDS NRW mit „Links - Druck
machen“. Ob die PDS an das Bundes-
tagswahlergebnis von 1,2% anknüpfen
kann oder gar etwas mehr oder weniger,
wird der Leser bald wissen. Auf der
Straße gibt es ganz unterschiedlich Mei-
nungen. Originalton: „Ohne Gysi und
Bisky seid ihr nichts mehr“. „Dass sich
Gysi so davon macht, nehm’ich im übel“.
„Die SPD kann man nicht mehr wählen“.
„Dass ihr standhaft ward, ist ganz wich-
tig“. Ein kurdischer Familienvater: „Vier
Stimmen sind Euch sicher“.

Der Landesverband ist aktiv und
kämpft,auch wenn vieles verbessert wer-
den könnte. Auffällig ist, dass die PDS
mehr in den Medien vertreten ist (fünf
Talk-Shows im WDR). Zahlreiche Infor-
mationsstände finden statt, an denen ei-
ne Wahlkampfzeitung verteilt wird (Auf-
lage 500.000), und Plakate werden ver-
klebt. Die PDS kann auch auf mehr Ver-
anstaltungen in Schulen sich äußern, das
sind eindeutige Fortschritt in der öffent-
lichen Meinung.

Zu befürchten ist aber, dass die PDS
auf dem Lande weniger Stimme erhält,
weil dort kaum aktive Gruppen arbeiten
und wenig Werbung betrieben wird.

Trotz dieser Schwierigkeiten war und
ist die Kandidatur für die Entwicklung
der PDS im Westen ganz wesentlich.Dar-
über sind sich alle Kräfte und Strömun-
gen in der PDS NRW mit dem Parteivor-
stand einig. Jörg Detjen

Quelle:
(1) Rheinischer Post, 4.5.2000
(2) Westfalen-Blatt, 3.5.2000
(3) „Freitag“ 5.5.2000

Russischer Partisan in Riga zu 
Haftstrafe verurteilt. Lettischer Revan-
chismus erntet Sturm aus Russland

Rauer Wind
aus Moskau
In einem Interview mit der britischen
BBC äußerte die Präsidentin der ehema-
ligen baltischen Sowjetrepublik Lett-
land kürzlich ihre Befürchtung, dass
Russland schon bald „militärische Ge-
walt gegen seine Nachbarn einsetzen“
könnte. Dabei denkt sie vor allem an ihr
eigenes Land, das sich seit seiner Unab-
hängigkeit durch eine provokative rus-
senfeindliche Politik ausgezeichnet hat.
Die sonst vom Westen so gehätschelte Re-
gierung Lettlands hat sich deshalb sogar
schon eine Rüge der EU eingehandelt.
Gerügt wurde die unverhohlen rassisti-
sche und diskriminierende Minoritäten-
politik, die in Riga zur Beförderung der
„Auswanderung“ eingesetzt wird. Etwa
40 Prozent der Bevölkerung Lettlands
sind russischer Abstammung.

In den letzten Tagen und Wochen er-
reichten die Spannungen zwischen Mos-
kau und Riga einen neuen Höhepunkt.
Wegen angeblicher Kriegsverbrechen
hat jetzt ein lettisches Gericht den ehe-
maligen russischen kommunistischen
Partisanen und neuen Bürger Lettlands,
den 77 Jahre alten Vasily Kononow, zu
sechs Jahren Gefängnis verurteilt.
Während der Nazi-Besatzung waren bei
einem Angriff kommunistischer Partisa-
nen auf ein lettisches Dorf neun Zivili-
sten getötet worden.

Kononow wurde in einem fadenschei-
nigen Prozess der Komplizenschaft bei
der Ermordung der Zivilisten schuldig
befunden. Ob es sich bei den Toten um
lettische Kollaborateure der Nazis han-
delte, hat das Gericht jedoch nicht erör-
tern wollen.

Selbst der neue russische Präsident
Wladimir Putin war über das Vorgehen
der lettischen Justiz entzürnt. Persönlich
erklärte er,dass er es nicht erlauben wür-
de, dass die Geschichte des sowjetischen
Widerstandes gegen die Nazis verun-
glimpft würde. Putin ordnete persönlich

an,dass Kononow mit sofortiger Wirkung
die russische Staatsbürgerschaft bekam,
was dem Prozess in Lettland einen in-
ternationale Dimension gab. Auch auf
dem diplomatischen Parkett war Moskau
nicht untätig. Es legte den Außenmini-
stern der Europäischen Union nahe, die
Pläne zur Aufnahme Lettlands in die EU
im Licht der „faschistischen“, „rassisti-
schen“ und „revanchistischen“ Tenden-
zen in Lettland zu überprüfen. Vor dem
Hintergrund des Urteils gegen den alten
Sowjetpartisan Kononow und lettischen
Plänen für weitere Prozesse dieser Art er-
klärte der russische Botschafter in Riga,
Alexander Udaltzow, dass Moskau auch
den Abbruch von für Riga lebenswichti-
gen Wirtschaftbeziehungen in Betracht
zieht. Außerdem rief die  russische Re-
gierung auf Anordnung Putins dazu auf,
die in Riga Mitte Mai stattfindende in-
ternationale Konferenz der „Europäi-
schen Bank für Wiederaufbau und Ent-
wicklung“ zu boykottieren.

Mittlerweile hat Kononow gegen das
Urteil Berufung eingelegt. Unter der Be-
dingung, seinen Wohnsitz nicht zu ver-
lassen, wurde er bis zur endgültigen Ent-
scheidung überraschend aus dem Ge-
fängnis entlassen. Unmittelbar danach
wurde ihm von der russischen Botschaft
in Riga ein russischer Pass überreicht.

Indessen zeigt sich das lettische
Außenministerium nach außen betont
gelassen. „Die EU und Amerika stehen
hinter uns“, zitierte die Frankfurter All-
gemeine Zeitung kürzlich einen hoch-
rangigen Diplomaten.

In dem BBC-Interview von Präsiden-
tin Vike Freiberga Ende April war von
dieser Gelassenheit jedoch nicht mehr
viel zu spüren. Der neue russische Präsi-
dent und seine Art, die russischen Inter-
essen zu verteidigen, machen nervös. Be-
sonders die neue russische Sicherheits-
doktrin bereitet Kopfschmerzen – nicht
nur in Riga.Auch die NATO zeigt sich we-
niger enthusiastisch als noch vor einigen
Jahren, als man in Brüssel kaum Proble-
me für eine möglichst schnelle Aufnah-
me der baltischen Staaten sah.

Kürzlich ließ das russische Verteidi-
gungsministerium wissen, dass Moskau
die Aufnahme Lettlands in die NATO als
„Bedrohung der russischen Sicherheit“
betrachten würde. Der Wind aus Moskau
ist rauer geworden. Das spürt man auch
in Riga. Regelrecht beschwörend sagte
deshalb Freiberga, dass „jedweder russi-
scher Angriff auf Lettland auch ein An-
griff auf die Europäische Gemeinschaft“
sei und „indirekt ein Angriff auf die NA-
TO“. Rainer Rupp  (Dieser Artikel
erschien auch in der „JungenWelt“)

Sowjetische Partisanen, von der Wehr-
macht gehängt
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Englisch-deutsch-portugie-
sische Militärintervention
nach Zimbabwe?

Der Kampf
um Land
Ende April bestätigte die EU, dass Großbri-
tannien in Zusammenarbeit mit der BRD und
Portugal einen „Eventualplan“ zur militäri-
schen Evakuierung der europäischen Sied-
ler aus Zimbabwe bereithält. Den Angaben
der FAZ (2.5.) zufolge beinhaltet der Plan
die Verlegung jeweils eines britischen Hub-
schrauber- und Flugzeugträgers in die Re-
gion und den Einsatz britischer, deutscher
und portugiesischer Luftwaffe. Vorgesehen
ist sogar das Eindringen europäischer Sol-
daten ins Landesinnere, um die Siedler (von
den ca. 70.000 Weißen in Zimbabwe haben
20.000 einen britischen Pass) gewaltsam
herauszuhauen. Der Interventionsplan wirft
ein Licht auf den Charakter der Auseinan-
dersetzung in Zimbabwe.

„Warum Mugabe Recht hat“, über-
schreibt die afrikanische Zeitung New
African (Mai) ihren Schwerpunkt und
bringt damit die Sympathie zum Aus-
druck, die der Kampf um das Land in
Zimbabwe in weiten Teilen Afrikas ge-
nießt. Die Landreform und die katastro-
phale wirtschaftliche Lage in Zimbabwe,
von einer hasserfüllten Medienkampa-
gne in Europa miteinander vermengt,
seien auseinander zu halten, schreibt die
Zeitung und weist darauf hin, dass un-
abhängig davon, wie man die Wirt-
schafts- und Innenpolitik von Präsident
Mugabe beurteilen mag,und unabhängig
davon, ob die Wähler Mugabe in den bis
Juli anzuberaumenden Wahlen wieder-
wählen oder nicht, die Landfrage ihre
Dringlichkeit behält.

Sie ist eine Hinterlassenschaft des bri-
tischen Kolonialismus, der seit 1889 den
Großteil des Landes, die fruchtbarsten
Landstriche ins Eigentum einiger zehn-
tausend europäischer Farmer überführte
und die große Mehrheit der afrikanischen
Landbevölkerung in übervölkerte Reser-
vate in regenarmen Gebieten mit uner-
giebigem Boden zusammenpferchte, das
heute als schwarzes Gemeinschaftsland
bezeichnet wird. Der Landhunger der
kleinen Bauern und Landlosen war die
soziale Triebkraft des Befreiungskamp-
fes, der 1980 mit der staatlichen Unab-
hängigkeit endete – aber sie stillte diesen
Hunger nicht. Es daran zu erinnern, dass
Großbritannien und die USA 1980 im sog.
Lancaster-House-Abkommen eine Ver-
fassung durchsetzten, die gegen die Zu-
sage von Zahlungen für Landkauf auf
zehn Jahre jede Enteignung europäischer
Farmer ausschloss. Jede Wiederansied-
lung afrikanischer Landbevölkerung auf
durch Europäer okkupiertem Farmland

war damit an die Voraussetzung gebun-
den, dass Großfarmer Land verkauften –
wenn sie verkauften, dann die unfrucht-
barsten Gebiete und zu horrenden Prei-
sen. Seit 1980 konnten so lediglich 71.000
Familien statt bis 1990 vorgesehenen
162.000 auf 3,5 Mio. ha Farmland ange-
siedelt werden. Das Ergebnis heute?

• 1 Million afrikanische Familien
(über 60% der Bevölkerung) leben auf
dem schwarzen Gemeinschaftsland (16,3
Mio. ha). Bei wachsender Bevölkerung
schrumpfen die Betriebsgrößen (ca.3 ha),
das Land ist ausgelaugt und abgeholzt,
Brachzeiten kann sich niemand leisten,
das Geld für Dünger und oft sogar für
Saatgut fehlt, allzumal die Vermark-
tungsbehörde wegen Geldmangels im-
mer wieder die Zahlungen für Getreide-
lieferungen hinauszögert.

• 4.000 kommerzielle Großfarmen in
den Händen europäischer Farmer mit
durchschnittlich 2.000 ha erstrecken sich
über 11,2 Mio. ha besten Bodens.

• Dazu kommen noch ca. 71.000 wie-
derangesiedelte Familien auf 2 Mio. ha
und 10.000 kleinen kommerzielle afrika-
nische Farmen auf 1,2 Mio. ha.

Seit 1990 hat die Regierung auf wach-
senden Druck der landhungrigen afrika-
nischen Bevölkerung verschiedene
Schritte unternommen, die Landpro-
blem wenigstens zu entspannen. Dabei
hat sie allerdings schwerwiegende Feh-
ler begangen, die es den Siedlern und
ihren europäischen Garantiemächten er-
leichterten, wirkliche Fortschritte zu
blockieren.

1991 beschloss die Regierung ein Ge-
setz zur Enteignung europäischen Farm-
landes gegen Entschädigung. Im Zuge
der damit eingeleiteten Zwangsenteig-
nungen und Umsiedlungsprogramme
wurden, wie bald aufkam, hohe Funk-
tionäre der ZANU-PF massiv begünstigt.
Obwohl nach dem Skandal die Begün-
stigung gestoppt wurde, nahm Großbri-
tannien sie zum Anlass, die zugesagte
Unterstützung von 30 Mio. Pfund zu-
rückzuziehen. Der Regierung fehlte das
Geld, alle Enteignungen zu zahlen und
zugleich fehlende Infrastruktur und
Kredite für die Kleinbauern zur Verfü-
gung zu stellen. Das Ziel der Wiederan-
siedlung von weiteren 100.000 Familien
innerhalb von fünf Jahren wurde deshalb
bei weitem verfehlt.

Im November 1997 stellte die Regie-
rung Kriterien auf für Zwangsenteig-
nungen. Zwangsenteignet werden sollte
danach nicht genutztes Land der kom-
merziellen Farmen (nach einer Weltbank-
studie wird die Hälfte des weißen Farm-
landes nicht genutzt), Land von Farmern
mit Wohnsitz im Ausland, Land von Far-
mern, die mehr als eine Farm besitzen,
und an schwarzes Gemeinschaftsland an-
grenzendes Land. Obwohl die Regierung
betonte, dass kein Farmer ohne Land
bleiben solle, obwohl bis Ende 1998 für
jeden Hektar  der 3,5 Mio. ha enteigneten
bzw. gekauften Farmlandes gezahlt wur-
de und obwohl Zimbabwe im September

1998 eine internationale Konferenz zur
Landreform durchführte, um eine Ver-
ständigung zu erreichen, und die 48 Ge-
berländer auf dieser Konferenz die Not-
wendigkeit einer Landreform bekräftig-
ten, verschärften die alten Kolonialher-
ren und der IWF die Auseinandersetzung
zu einem internationalen Konflikt.Mehr-
fach hat der IWF zugesagte Kredite und
Zahlungsbilanzzuschüsse u.a. mit der
Forderung nach „transparenter und fai-
rer Landreform“ verweigert und so die
wirtschaftliche Krise angeheizt.Auch die
USA, die vor 20 Jahren finanzielle Un-
terstützung für Wiederansiedlungspro-
gramme zusagten,haben seither lediglich
1 Mio. $ gezahlt und die Zahlungen eben-
so wie Großbritannien inzwischen ganz
eingestellt.

Seit Ende 1998 hat die Regierung Mu-
gabe einige hundert Farmen entschädi-
gungslos enteignet. Im Februar 2000 ver-
suchte sie, entschädigungslose Enteig-
nungen mit einem Referendum in der
Verfassung zu verankern. Das Referen-
dum scheiterte, weil Mugabe damit zu-
gleich seine Machtbefugnisse ausweiten
wollte, was auf breiten Widerstand stieß.
Im April beschloss das Parlament mit
Zweidrittelmehrheit eine die entschädi-
gungslose Enteignungen betreffende Ver-
fassungsänderung. Daraufhin brachen –
wahrscheinlich ohne dass dies die Regie-
rung anfangs bezweckte – Tausende und
Zehntausende Landlose auf und besetz-
ten europäisches Farmland.

Die Politik Mugabes, die Unter-
drückung der Gewerkschaften, Verfol-
gung von Minderheiten, Behinderung
und Ausschaltung von Opposition, ex-
tensive Machtanhäufung,Verschleppung
grundlegender sozialer Reformen, die
militärische Intervention in den Kongo-
Krieg, all das ruft wachsenden Wider-
stand hervor, vor allem in den Städten.
Die innenpolitische Opposition wirft
ihm vor, die Landfrage taktisch zu be-
nutzen, um so die anstehenden Wahlen
doch noch zu gewinnen. Das mag zutref-
fen. Tatsache ist jedoch, dass die alten
Kolonialherren und ihre  Verbündeten die
politische und wirtschaftliche Destabili-
sierung des Landes gezielt und mit Macht
vorantreiben. Die jüngste Meldung lau-
tet, dass die Tabakfarmer ihre diesjähri-
ge Tabakernte zurückhalten – aus dem
Tabakexport resultieren immerhin 30%
aller Exporterlöse,400 Mio.US-$,die die
Regierung praktisch schon ausgegeben
hat, um Benzin- und Diesellieferungen
aus Kuweit zu zahlen. Durch den Rück-
zug ausländischen Kapitals gerät die
Wirtschaft weiter unter Druck. Die In-
flation kletterte auf über 50%, die Ar-
beitslosigkeit liegt bei 60%, internatio-
nale Verpflichtungen kann die Regierung
nur noch aus den zusammenschmelzen-
den Devisenreserven erfüllen. Das täg-
lich wachsende Chaos begünstigt die
ausländische Einmischung bis hin zur
Militärintervention. Die Lösung der
Landfrage droht dabei wieder einmal
unter die Räder zu kommen. scc 
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100.000 Regierungsgegner
demonstrieren in Wien
In Wien haben am Montag bei der 1.Mai-
Kundgebung der Sozialdemokraten
(SPÖ) rund 100.000 Menschen gegen die
Mitte-Rechts-Regierung demonstriert.
Die SPÖ hatte zum Protest gegen die Ko-
alition aus konservativer Volkspartei
(ÖVP) und Freiheitlicher Partei (FPÖ)
aufgerufen. In den vergangenen Jahren
waren oft nicht einmal halb so viele Teil-
nehmer zur Mai-Veranstaltung der stim-
menstärksten österreichischen Partei ge-
kommen.

1.-Mai-Feiern in Slowenien mit
verstärktem Zulauf
Laibach. Mit deutlich gesteigerten Teil-
nehmerzahlen haben in Slowenien die
Feiern zum 1. Mai stattgefunden. Sie fie-
len in diesem Jahr mit den Gedenkfeiern
anlässlich des 55. Jahrestages des Endes
des Zweiten Weltkriegs zusammen. Die
größte Veranstaltung im Dorf Opatje Se-
lo nahe der Grenze zu Italien fand in Ge-
genwart von Staatspräsident  Kucan statt.
Bereits in der Nacht wurden Hunderte
Höhenfeuer gezündet, eine Tradition zum
1.Mai seit Jahrzehnten. Die Festreden fie-
len schärfer und pointierter als in den ver-
gangenen zehn Jahren aus. Es wurde v.a.
auf den sinkenden Lebensstandard der
arbeitenden Menschen hingewiesen. Seit
der Änderung des Gesellschaftssystems
zum Kapitalismus sei die Zahl der Slo-
wenen, die an der Grenze des Existenz-
minimums leben müssen,von 8 auf 17 Pro-
zent gestiegen, während „die Reichen im-
mer reicher werden“, hieß es. Die größten
Abstriche mussten die Arbeiter beim so-
zialen und gesundheitlichen Schutz hin-
nehmen.Das Laibacher Radio begann sei-
nen Kommentar mit den Worten: „Die slo-
wenische Arbeiterklasse verliert immer
mehr an Rechten“. (Quelle: APA) 

Albanischer Außenminister
in Montenegro
Mehrere Abkommen über wirtschaftli-
che Zusammenarbeit hat der albani-
schen Außenminister bei seinem Besuch
in Montenegro unterzeichnet. Montene-
gro gehört zur Bundesrepublik Jugosla-
wien (BRJ), und diese hatte nach Beginn
des NATO-Kriegseinsatzes gegen die
BRJ alle Beziehungen zu Albanien abge-
brochen. Der Besuch des albanischen
Außenministers muss im Zusammen-
hang mit den Versuchen der NATO-Staa-
ten gesehen werden, Montenegro aus der
BRJ herauszubrechen. Der Außenmini-
ster Paskal Milo traf mit allen wichtigen
Repräsentanten der Republik Montene-
gro zusammen. Zudem gab es ein Treffen
mit Vertretern einer albanischen Minder-
heit in Montenegro.Von den 650.000 Ein-
wohnern Montenegros verstehen sich
45.000 als Albaner. (Quelle: APA)

Kosovo: Neue Parteigründung for-
dert Abspaltung von BRJ
Kosovo-albanische Politiker aus dem
Spektrum extremistischer Parteien und
frühere Milizenführer haben eine Koali-
tion für die Unabhängigkeit der jugosla-
wischen Provinz gebildet. „Wir arbeiten
für die Zukunft des Kosovo. Wir müssen
unseren eigenen Staat aufbauen“, sagte
der Vorsitzende der neuen „Allianz für
die Zukunft des Kosovo“, der frühere
UCK-Kommandeur Ramush Haradinaj,
am Dienstag bei einer Zeremonie in Pri-
stina. „Die Allianz wird arbeiten, um die
Bedingungen für ein von Belgrad abge-
spaltenes Kosovo zu schaffen. Unser po-
litisches Ziel ist es, das Bewusstsein für
einen Staat Kosovo zu schaffen, der von
Kosovaren verwaltet wird“, betonte der
Chef der Allianz. Der frühere Milizen-
führer Haradinaj ist in den eigenen Rei-
hen höchst angesehen und gilt als schar-

fer Gegner des führenden koso-
vo-albanischen Politikers Has-
him Thaci.

Die vier Parteien des neuen Bünd-
nisses sind in der Vergangenheit als poli-
tische „Falken“ aufgetreten. Beteiligt
sind die Nationale Bewegung für die Be-
freiung Kosovos (LKCK), im vorigen
Sommer als radikalste Kraft beschrie-
ben, und die linksnationalistische Volks-
bewegung des Kosovo (LPK), die die
UCK-Miliz mitbegründet hatte. Außer-
dem sind die Parlamentarische Partei des
Kosovo (PPK) und die nationalistische
Partei der Nationalen Einheit (UNI-
KOMB) eingebunden.Haradinaj kündig-
te an, das Parteienbündnis werde zu den
Kommunalwahlen in diesem Jahr antre-
ten. Das Bündnis wolle unabhängig von
der Verwaltung und den politischen Gre-
mien der UN-Mission (UNMIK), aber
nach deren Muster eigene staatliche
Strukturen aufbauen.

Unterdessen findet der Kosovo-Sezze-
sionsplan auch in der UNO Anhänger.
Zum Abschluss einer  mehrtägigen Ko-
sovo-Reise hat eine Delegation des UNO-
Sicherheitsrates ausgeschlossen,dass die
serbische Provinz wieder unter Belgra-
der Herrschaft gestellt wird. Es gebe kei-
nen Grund, den Status des Kosovo zu än-
dern, sagte am Samstag der Leiter der
Delegation, der Bangladescher UNO-
Botschafter Anwarul Karim Chowdhury.
Unter der UNO-Resolution 1244 aus dem
vergangenen Jahr bleibt das Kosovo zwar
eine serbische Provinz, genießt aber „in
wesentlichen Punkten Autonomie“.
(Quelle: BZ 4.5.2000)

Seltene Krankheit breitet sich im
Kosovo aus –  „Hasenpest“-Erreger
wird für B-Waffen verwendet
Im Kosovo sind nach Berichten der itali-
enischen Tageszeitung „Corriere della
Sera“ 600 Menschen an der seltenen
„Hasenpest“ (Tularämie) erkrankt. Die
Krankheit wird durch Nagetiere wie Ha-
sen oder Ratten sowie durch Zecken
übertragen. Wie der „Corriere della
Sera“ weiter schreibt, wird der Erreger
der Seuche (Pasteurella Tularensis) auch
in biologischen Waffen verwendet. Die
Weltgesundheitsorganisation (WHO) be-
fürchtet den Angaben zufolge eine Aus-
breitung der Krankheit in Albanien,
während sie im Kosovo bereits unter
Kontrolle sei. In dem von italienischen
KFOR-Soldaten kontrollierten Gebiet
wurden 160 Fälle registriert. Die Sterb-
lichkeit der Tularämie beträgt rund drei
Prozent. Die anzeigepflichtige Krank-
heit bricht in der Regel auf Grund
schlechter hygienischer Bedingungen
aus. Erstmals beobachtet wurde sie in
Kalifornien im Gebiet Tulare um 1910.
(Quelle: KIL)
Quellenangaben: APA: Austria Press
Agency; BZ : Berliner Zeitung; KIL: Ko-
sovo Info Line (www.kosovo-infoline.de)

Zusammenstellung: hav
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Am 2.Mai wurde weltweit der Opfer des
Holocaust gedacht. Bild:  Mehr als 6000
Menschen führten einen „Marsch der
Lebenden“ vom Konzentrationslager
Auschwitz ins drei Kilometer entfernte
Vernichtungslager Birkenau durch. Auf
einer Tagung der Internationalen För-
deration der Widerstandskämpfer (FIR)
am 6.Mai in Berlin berichtete Fred Dell-
heim,dass 1999 so viele junge Menschen
wie nie zuvor Gedenkstätten von Kon-
zentrationslagern besichtigt hätten.Die
Organisation kritisierte, in Deutschland
sei die Diskussion um den Bau von
Mahnmalen lediglich auf Kosten fixiert.
Sie drängt auf eine Öffnung von Archi-
ven für Historiker, die auch für die Ent-
schädigung von Zwangsarbeitern wich-
tig sei. AZ 3.5./NewsBote 6.5.

13. Mai – Internationaler Aktions-
tag für Mumia Abu-Jamal
HAMBURG. In dem offiziellen internatio-
nalen Aufruf aus den USA für den 13.Mai
heißt es: „Leonard Weinglass, Hauptver-
teidiger von Mumia Abu-Jamal alar-
miert: ‚Die nächsten 90 Tage werden kri-
tischer für das Leben von Abu-Jamal
sein, als die vergangenen 17 Jahre.’ Bun-
desdistriktrichter William Yohn muss
sich für oder gegen eine Überprüfung der
Protokolle entscheiden, die die gefälsch-
ten Beweise und den amtlichen Meineid
enthalten, von dem der Prozess 1982 ge-
prägt war. In diesem Prozess wurde Mu-
mia Abu-Jamal durch die systematische
Verletzung seiner Grund- und Verfas-
sungsrechte angeklagt und zum Tode ver-
urteilt … Wir rufen jede Organisation,die
an Menschen- und demokratischen
Rechten festhält, auf, in jedem Land eine
größere Anzahl von Menschen zu errei-
chen als je zuvor … Am 13. Mai müssen
die Straßen rund um die Welt mit einem
Meer von Menschlichkeit gefüllt sein, um
unverzüglich Gerechtigkeit zu fordern.“

www.nadir.org/nadir/aktuell

Übergabe der Protestpostkarten
„Keine Kampfpanzer für die Türkei“
BERLIN. Am 8. Mai übergaben Vertreter
der Initiativen gegen Rüstungsexporte
bei einem Treffen mit der Vorsitzenden
des Bundestagsausschusses für Men-
schenrechte und humanitäre Hilfe, MdB
Claudia Roth, ca. 14.000 Protestpostkar-
ten „Keine Kampfpanzer für die Türkei“
Sie werden an den Petitionsausschuss des
Bundestages weitergeleitet, so dass sich
ein parlamentarisches Gremium noch vor
weiteren Entscheidungen des Bundessi-
cherheitsrates mit der Materie befassen
muss.Vor einigen Tagen wurde bekannt,
dass die Türkei dieses Jahr keine Ent-
scheidung zur Anschaffung neuer Panzer
fällen wird. Im Gespräch ist eine umfas-
sende Modernisierung der türkischen
Streitkräfte, zu der die Anschaffung von
bis zu 1000 neuen Kampfpanzern mit ei-

nem Geschäftsumfang von über 10 Mil-
liarden Mark gehört. Unabhängig davon,
ob Ankara bei der Verschiebung einer
Entscheidung der Regierung in Berlin
entgegen kommt – Motto: Warten bis die
öffentliche Aufmerksamkeit nachgelas-
sen hat – oder ob die Finanzlage Grund
für die Verschiebung der Entscheidung
ist; für die sich an der Kampagne betei-
ligenden Gruppen kann es nur eine Ent-
scheidung der Bundesregierung geben:
Keine weiteren Waffenlieferungen an An-
kara. www.friedenskooperative.de

21. Mai: Demonstration gegen 
Abschiebeknäste in Büren
BÜREN. „Powerdurch die Mauer! Weg mit
allen Abschiebeknästen“ – unter diesem
Motto wird am 21. Mai in Büren bei Pa-
derborn eine bundesweite Demonstrati-
on stattfinden, zu der antifaschistische,
antirassistsiche und flüchtlingsunter-
stützende Gruppen aufrufen. Büren ist
der größte Abschiebknast in Europa. Ca.
90% der hier Inhaftierten sind nicht
straffällig geworden, ihr einziges „De-
likt“ besteht darin, in die BRD eingereist
zu sein. Die Inhaftierungszeit dauert bis
zu 18 Monate. Zur „Disziplinierung“ von
Gefangenen werden Arreststrafen ver-
hängt, d.h.: bis zu vier Wochen Leben in
totaler Isolierung. Die Haftbedingungen
forderten am 30.8.99 ihr erstes Todesop-
fer: Rachid Sbaal verstarb durch einen

Brand in seiner Arrestzelle. Stellen für
SozialarbeiterInnen oder PsychologIn-
nen sind nicht besetzt,obwohl viele Häft-
linge in Büren bereits unter psychischen
Problemen leiden. Dazu kommt die stän-
dige Angst vor der Abschiebung, die für
die Meisten Verfolgung, Folter oder Tod
nach sich ziehen. Info-Tel: 05251/690574  

Studenten und Studentinnen
organisieren sich international
BONN. Ende April fand in Mexiko auf
Einladung des Generellen Streikrates
(CGH) der Universität Mexiko UNAM
das erste internationale Treffen von Stu-
dentInnen aus aller Welt gegen das „Neo-
liberale Projekt und für Verteidigung von
freier, kostenloser und öffentlicher Bil-
dung“ statt. Über 1200 TeilnehmerInnen
aus 16 verschiedenen Ländern Latein-
amerikas, Nordamerikas und Europas
(darunter aus Deutschland auch der fzs –
freie zusammenschluss von studentIn-
nenschaften) und aus 20 Bundesstaaten
Mexikos versammelten sich, um gemein-
same Ziele, Strategien und Aktionen zu
diskutieren und zu beraten. Die Ab-
schlusserklärung enthält u.a. folgende
Grundsätze: • Gründung eines interna-
tionalen studentischen Netzwerkes •
Abehnung von internationalem
Währungsfond,Weltbank,der OECD und
allen Regierungen, die diese neoliberale
Politik durchführen oder propagieren •
freie, kostenlose und öffentliche Bildung
für alle • Erhöhung der Ausgaben für
Bildung auf mindestens 12% des Brutto-
sozialprodukts jedes Landes • Demo-
kratisierung der Hochschulen • aktive
Förderung der Geistes- und Sozialwis-
senschaften • Verknüpfung studenti-
scher Forderungen und Kämpfe mit de-
nen anderer sozialer Gruppen • soforti-
ge Freilassung der politischen Gefange-
nen, der StudentInnen der UNAM und
überall auf der Welt • Ablehnung der Po-
litik der Europäischen Kommission in
Brüssel, die im Namen der Harmonisie-
rung von Bildungssystemen die Anpas-
sung und Unterwerfung unter das ame-
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rikanische Modell von Bildung forciert,
in dem Hochschulen nur mehr Unter-
nehmen sind, die nach Angebot und
Nachfrage in rein kapitalistischer Ver-
wertung die Ware Bildung verkaufen.

Das 2.Treffen soll im April 2001 im ka-
nadischen Quebec stattfinden.

www.pbjacon.de/studierende-fzs

Bundesweit Demonstrationen gegen
Diskriminierung von Behinderten
BERLIN. Etwa 100.000 Menschen haben
am 5. Mai in 150 Städten gegen die Dis-
kriminierung von Behinderten demon-
striert, so der Sprecher der federführen-
den Organisation „Aktion Mensch“,
Karl-Josef Mittler. Teilweise wurden
Pappkartons umgelegt als Symbol für
Hindernisse, aber auch für die „Mauer in
den Köpfen“. Der Kasseler Sozialrichter
Andreas Jürgens vom Forum behinderter
Juristinnen und Juristen, das einen eige-
nen Entwurf für ein Gleichstellungsge-
setz vorgelegt hatte, betonte, es müsse
statt der reinen „Fürsorgepolitik“ für Be-
hinderte eine „Menschen- und Bürger-
rechtspolitik“ erreicht werden. PE

Proteste gegen polizeigeschützte
NPD-Aufmärsche am 1. Mai
LUDWIGSHAFEN/FÜRTH. Rund 3.000
NPD-Anhänger zogen am 1. Mai durch
Berlin, Ludwigshafen, Fürth, Dresden,
Grimma bei Leipzig und Wetzlar. Immer
unter Mißachtung örtlicher Beschlüsse
und mit dem Segen höchster Gerichte,
immer unter massivem Polizeischutz.
Aber es kam in den Städten zu zahlrei-
chen Protesten, hier zwei Beispiele:

In Ludwigshafen konnte sich die NPD
nicht wie geplant vor dem Hauptbahnhof
sammeln. Dort war die Bürgerinitiative
Lu-Süd gegen Rechts und verschiedene
Antifaschistische Gruppen aus dem
Rhein-Neckarraum sowie die Grünen LU
mit etwa 400 Leuten vertreten. Später
stießen kurdische Gruppen und Teile der
revolutionären 1. Mai-Demonstration
aus Mannheim dazu. Die NPD war ge-
zwungen, sich am Hbf-Hinterausgang zu
sammeln.250 vor allem junge Männer zo-
gen faschistische Losungen grölend
durch die Stadt. Bei den Gegenaktionen
kesselte die Polizei 50 Antifaschisten ein,
aber es konnte verhindert werden, dass
die NPD eine Kundgebung am Berliner
Platz durchführte.Auch gegen die NPD-
Kundgebung im Hemshof, einem Stadt-
teil mit sehr hohenAnteil ausländischer
Bewohner, hatten sich 400 Gegner der
NPD eingefunden, darunter viele An-
wohner, die „Ausländer bleiben, Nazis
vertreiben“ skandierten.

In Fürth übertönten 4000 protestie-
rende Menschen mit Pfeifen und Buhru-
fen die Marschmusik und die Reden der
400 NPDler.Auf ihrem Weg  durch die In-
nenstadt wurde die rechte Marschkolon-
ne von Sitzblockaden, Menschenketten
und Barrikaden aus Gartenstühlen auf-
gehalten. Kommunal-Info/SZ

Der Ruhrpott stellt sich quer –
Aktionen gegen NPD 
ESSEN. Als politischen Erfolg werten die
Initiatoren des Bündnisses gegen Rechts
die Kundgebung, die Demonstration und
die vielen anderen Aktionen gegen den
NPD-Aufmarsch am 6. Mai in Essen. Die
Kundgebung und Demonstration in der
Innenstadt, an der sich annähernd 2.000
Menschen beteiligten, war die größte Ak-
tion gegen Rassismus und rechtsradika-
les Gedankengut in Essen seit vielen Jah-
ren. Besonders erfreulich war, dass sich
viele junge Leute an der Aktion beteilig-
ten und das Bündnis und die Redner/in-
nen bei der Kundgebung auf dem Willy-
Brandt-Platz ein recht breites politisches
Spektrum repräsentierten.Es reichte von
unabhängigen Antifa-Gruppen, Flücht-
lingsinitiativen und Gewerkschaften bis
hin zu Parteien wie DKP, PDS, B90/Grü-
ne und SPD. Und auch die Polizeitaktik,
Protest gegen die NPD aus ihrem unmit-
telbaren Umfeld fernzuhalten, konnte
nur teilweise umgesetzt werden. Auch in
der südlichen Innenstadt und in Rütten-
scheid artikulierten mehrere hundert An-
tifaschist/innen Protest. Die NPD konn-
te ihren Aufmarsch erst mit deutlicher
Verspätung beginnen.

Trotz dieses Erfolges bleibt es ein
Skandal, dass fast auf den Tag genau 55
Jahre nach Kriegsende eine Partei in Es-
sen marschieren konnte, die in der Tradi-
tion der NSDAP steht. Das Bündnis ge-
gen Rechts wiederholt seine Kritik an der
Stadtspitze und der Polizei. Mehr als
2.500 Polizisten, Straßensperren um ein
ganzes Stadtviertel, Personenkontrollen
und viele andere Maßnahmen, die sich
auch gegen die Einwohner/innen des
„betroffenen“ Viertels richteten, sind ein
völlig unverhältnismäßiger Aufwand,be-
trieben für den Schutz einer rechtsradi-
kalen Partei. Der Einsatz dürfte mehrere
Millionen DM gekostet haben. Dass es
trotz eines an einigen Stellen martiali-

schen Auftretens der Polizei nur 11 Fest-
nahmen gab, ist auch auf die Besonnen-
heit der Demonstrationsteilnehmer/in-
nen zurückzuführen. wof

20. Mai: Ratschlag über die 
Verfassung der Demokratie
BONN. Zu einem „Ratschlag über die Ver-
fassung der Demokratie“ lädt das „Akti-
onsbündnis ‚Aufstehen für eine andere
Politik’“ für Samstag, 20. Mai, von 11 bis
16 Uhr nach Bonn ins Museum König
(dem Tagungsort des Parlamentarischen
Rates) ein. Geplant sind drei Referate:
„Lehren der Vergangenheit – Kapital-
macht kontra Demokratie“, „Sozial-
staatsauftrag und seine Missachtung –
Abbau von Grundrechten seit 1949“,
„Zehn Jahre nach der deutschen Vereini-
gung“ und eine Podiumsdiskussion.

Info-Tel. 069/24249950, Fax 24249951.

Demokratiepreis 2000
BERLIN. Der mit 10.000 DM dotierte De-
mokratiepreis der „Blätter für deutsche
und internationale Politik“ und ihres
Fördervereins geht in diesem Jahr an den
Bundesverband Information und Bera-
tung für NS-Verfolgte e.V. und seinen
Sprecher Lothar Evers: „Wie viele Zu-
mutungen in Stiftungsvorlagen der deut-
schen Wirtschaft, den diversen Gesetzes-
entwürfen und Begründungsmustern der
Bundesregierung wären unbemerkt
‚durchgegangen’, hätten nicht Leute wie
Lothar Evers und seine Kollegen (neben
engagierten Autoren) immer wieder Kor-
rekturbedarf angemeldet“. Die Preisver-
leihung wird am 7. Juni im Rahmen einer
öffentlichen Veranstaltung in der Hum-
boldt-Universität Berlin durchgeführt.

Aktion an den Kreisgrenzen für das
Recht auf Bewegungsfreiheit
EMMENDINGEN. Voraussichtlich am 27.
Mai findet eine Aktion an den Kreis-
grenzen der Landkreise Emmendingen,
Breisgau-Hochschwarzwald und dem
Stadtkreis Freiburg statt.Da immer mehr
Flüchtlinge wegen des Verlassens des zu-
gewiesenen Aufenthaltsbereichs krimi-
nalisiert werden, soll dieser Akt staatli-
cher Willkür in die öffentliche Diskussi-
on gebracht werden. Aus dem Regie-
rungsbezirk Freiburg ist bekannt, dass
Flüchtlinge durch Geldstrafen aber auch
mittels Haft auf Bewährung bestraft
wurden. In einem Fahrradkorso wird auf
den Protest aufmerksam gemacht. In
Freiburg und Umgebung wie auch im
Landkreis Emmendingen sollen die
größeren Flüchtlingsunterkünfte mit
dem Fahrrad angefahren werden.Vor dem
Amtsgericht Freiburg und Emmendingen
werden Kundgebungen stattfinden.
Außerdem wird dann zu einem gemein-
samen Ort geradelt,wo sich die drei Krei-
se treffen. Dort ist ebenfalls eine Kund-
gebung, Pressekonferenz, Kultur und
Grillaktion geplant. was
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„Was haben Sie eigentlich gegen die Welt-
ausstellung EXPO 2000?“ Diese Frage be-
kommen wir häufig gestellt.
Unsere Antwort: „Gegen eine Ausstellung,
die der Völkerverständigung dient, den kul-
turellem Austausch fördert und gegen eine
Ausstellung, die nach den Antworten auf die
Fragen sucht, welche Menschheit heute vor-
dergründig beschäftigt … hätten wir gar
nichts , aber …“
Da gibt es einige gute, oder sollte man
lieber sagen schlechte, Gründe, die
Weltausstellung „EXPO 2000“ kri-
tisch zu betrachten. 

1992 fragten die Regierenden der
Stadt Hannover die Bevölkerung
nach ihrer Meinung und obwohl
das Expomotto „Mensch – Natur –
Technik“ schon damals in den
leuchtendsten Farben gemalt wur-
de, stimmten 48% der Hanno-
veranerInnen gegen die Weltaus-
stellung! Übrigens die Menschen
im Umland von Hannover wurden
erst gar nicht gefragt.

Schon damals zeichnete sich ab,
dass die vollmundigen Verspre-
chungen von Herbert Schmalstieg
(Oberbürgermeister) und Gerhard
Schröder (damaliger Landesherr in
Niedersachsen) nicht einzuhalten
waren.

1996 verwiesen wir in unserer Bro-
schüre „EXPO 2000 absagen oder neu ab-
stimmen“, darauf, dass unsere Skepsis
berechtigt war und von den Versprechun-
gen, etwa das der kommunale Haushalt
von der EXPO nicht belastet werde, die
Verständigung der Völker gefördert wird
und mehr Arbeitsplätze entstehen wer-
den, nicht viel übrig blieb.

Für die Menschen in der Region wird
nicht nur die Zeit während der EXPO
2000,sondern auch die Zeit danach zu er-
heblichen Belastungen führen.

Ständige Staus und erhöhte Umwelt-
belastung, überhöhte Expopreise, wie
jetzt aktuell bei der ÜSTRA (Stadtbahn)
und Bahn AG (Expozuschlag,Wegfall des
„Wochenendtickets“ usw.), werden vor
und während der EXPO jeden einzelnen
belasten. Danach werden Millionen-
löcher (im Moment 200 Millionen DM =
Spitze des Eisberges) zu stopfen sein,wo-
von auch die Stadt Hannover erheblich
betroffen sein wird. Die Folgen werden,
wie immer,Einsparungen in sozialen und
kulturellen Bereichen und Gebührener-
höhungen sein.

Dies sind aber nur die regionalen Pro-
bleme, denn statt auf die wirklichen Pro-

bleme dieser Welt hinzuweisen und al-
ternative Lösungen aufzuzeigen, befrie-
digt die Weltausstellung nur noch die Be-
dürfnisse der Industrie, sollen konsum-
geprägte Lebensformen, als westliche
Standards, der Welt aufgedrückt werden,
wird mit Massenunterhaltung Kri-
tikfähigkeit betäubt, werden Länder ho-
fiert, die gegen Menschenrechte ver-

stoßen, wird Hannover zur gigantischen
Polizeifestung erklärt, um jede Form der
öffentlichen Kritik mundtot machen zu
können.

Deswegen und trotzdem wenden sich
viele Organisationen, Gruppen, Einzel-
personen kritisch gegen die Weltausstel-
lung (auch unter www. xposition.de).Der
Widerstand ist nicht so klein wie es die
Presse glauben machen will, aber auch
nicht so gewaltig wie es sich die Aktivi-
sten des Bundesweiten Antiexpobünd-
nisses (zu erreichen unter www.anti-ex-
po-ag.de) wünschen. Dennoch werden
sich am 27. Mai, 10.00 Uhr am Klages-
markt in Hannover,Tausende, unter dem
Motto „EXPO NO“, zu einer der größten
Demonstrationen versammeln, die unse-
re Stadt je gesehen hat.

„…Die EXPO soll BesucherInnen eine
„Welt der Zukunft“ zeigen, die nach den
ökotechnokratischen Maßgaben der
Agenda 21 und deren nicht mehr ganz so
taufrischen Herrschaftskonzept „Nach-
haltigkeit“ gebaut sein soll. Und das
heißt praktisch: Nur durch neue umwelt-
zerstörerische Technologien, durch die
ungehemmte Entfaltung kapitalistischer
Akkumulation und durch den Einsatz der
„Lösungskompetenz von Unternehmen“

seien die sogenannten globalen Mensch-
heitsprobleme zu lösen.

Wir stellen uns eine ganz andere Zu-
kunft vor als die, die sie uns mit der EX-
PO verkaufen wollen. Gegen den patri-
archalen, rassistischen und kapitalisti-
schen Zukunftsentwurf und den Bauplan
der Konzerne, Regierungen, Technokra-
ten für ihre „Schöne Neue Welt“ setzen

wir den weltweiten Widerstand von
AtomkraftgegnerInnen bis Zapati-
stas, von antipatriarchal bis zerset-
zend. Wir wollen anläßlich der na-
hen Eröffnung der EXPO mit einer
kraftvollen Demonstration unsere
gemeinsame Kritik an den Ausbeu-
tungs- und Herrschaftsverhältnis-
sen sichtbar und konfrontativ auf
die Straße tragen und damit den
Auftakt zu weiteren Aktionen ge-
gen die „schöne neue EXPO-Welt“
setzen.Wir machen nicht mit! Ent-
wickeln wir einen vielfältigen Wi-
derstand!“ (Aus dem Aufruf des
Bundesweites Anti-Expo-Bündni-
ses)

Anschließen wird sich eine Akti-
onswoche, in der viele Veranstal-
tungen, Aktionen, Ausstellungen
rund um den EXPOwiderstand und
ein Antiexpocamp stattfinden wer-
den.

Der einstweilige Höhepunkt des EX-
POwiderstandes wird der Aktionstag
rund um die Eröffnungsfeierlichkeiten
am 1. Juni sein.

In Hannover werden die Aktionen von
dem Antiexpoforum Hannover koordi-
niert. Das Forum trifft sich wöchentlich.
Auch die PDS Hannover ist einer der Un-
terstützter dieses Forums.

So werden wir das Antiexpocamp un-
terstützen und am 1.Juni wird unser Büro
als Infopoint rund um die Uhr geöffnet
sein (ab 31.05.00/18.00 Uhr unter 0511/
4384763 zu erreichen, oder LiveInfos un-
ter www.pds-hannover.de).

Wir werden uns,in geeigneter Weise, in
die Aktionen am 1. Juni einbringen, denn
wir denken, dass der Boykott dieser Me-
gashow ein legitimes Mittel unseres An-
tiexpowiderstandes ist.

Wir werden uns mit eigenen Aktionen
in diese Kritik einbringen: 

Am 25. Mai, 14.00 Uhr eröffnet Dieter
Dehm die Ausstellung „Deutsche Banken
-eine Kriminalgeschichte“ im Freizeit-
heim Linden, am 27. Mai sind wir natür-
lich bei der Demo, am 1. Juni sind wir
überraschend aktiv, am 13. Juni eröffnen
wir gemeinsam mit SOLID – der soziali-
stischen Jugend die Ausstellung „depor-

NANA (rechts) ist ein Wahrzeichen von Hannover

Zum EXPOwiderstand in Hannover - ein Bericht aus der Sicht der PDS Linke Liste
Hannover von Frank Jaeschke (Kreisvorsitzender der PDS Hannover)

„Was haben Sie eigentlich gegen die 
Weltausstellung EXPO 2000?“
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tation class – das Geschäft mit der Ab-
schiebung“ im Pavillon Hannover, am
1.Juli Friedensfest in der Struckmeyer
Straße,am 16/17.September,auch ge-
meinsam mit SOLID – der sozialisti-
schen Jugend, das internationale Ju-
gendwochenende.

Viele Aktionen werden zu den Na-
tionentagen laufen: wie Nationentag
Österreich / Europäischer Rechts-
ruck, Nationentag Russische Födera-
tion / Krieg in Tschetchenien, Natio-
nentag Kuba/ Sozialismus in Mittel-
amerika u.v.a. Außerdem werden wir
viele Infostände in der Innenstadt
durchführen.

Doch mit Aktionen zur EXPO 2000
werden wir uns nicht zufrieden ge-
ben, denn die EXPO geht, aber wir
bleiben hier, in Hannover.

Deswegen werden wir eine Bro-
schüre,pünktlich zum Beginn der Ak-
tionswoche am 27. Mai, herausgeben,
die sich mit den Auswirkungen, auch

nach der EXPO 2000, speziell auf Han-
nover beschäftigen wird.Wir werden uns
hier speziell mit den Themen wie: Stadt-

entwicklung – was kommt danach?, Be-
schäftigung, Verkehrspolitik und Mobi-
litätswahn, Gentechik, Flüchtlings- und

Asylpolitik in Niedersachsen,
Stadt- und Regionalpolitik,
Kommunale Außenpolitik, und
der sogenannten „sauberen“
Stadt beschäftigen. (Bestellun-
gen unter Vorstand@pds-hanno-
ver.de).Auch über eine finanziel-
le Unterstützung unserer Akti-
vitäten würden wir uns freuen,
unser Spendenkonto lautet: Ex-
powiderstand, Kto-Nr. 732702,
Stadtsparkasse Hannover.

Die Frage ist also nicht: 

Was haben Sie eigentlich ge-
gen die EXPO 2000?“, sondern:

„Was macht Ihr gegen die EX-
PO 2000?“ – Wir hoffen auf eure
solidarische Unterstützung !!!!

Die Internationale Frauenuniversität ifu
soll im Sommer 2000 für 100 Tage 1000
Frauen die Möglichkeit zu einer Weiter-
bildung in den Bereichen Körper, Stadt,
Information, Migration, Wasser und Ar-
beit unter frauenbezogenen Aspekten
bieten. Dies wird mit finanzieller Unter-
stützung der EXPO und mit inhaltlicher
Anlehnung an das EXPO-Thema
„Mensch – Natur – Technik“
durchgeführt.

Der fzs lehnt dieses Konzept ei-
ner Internationalen Frauenuni-
versität strukturell ab. Für die
Teilnahme an der ifu wird ein ab-
geschlossenes Studium in vorge-
schriebenen Bereichen, ein akade-
misches Empfehlungsschreiben,
gutes Englischtestergebnis beim TOEFL
und feministisches Engagement voraus-
gesetzt. Studiengebühren in Höhe von
600,- DM werden erhoben. Über Aufnah-
mekriterien und Auswahlverfahren wird
so eine große Anzahl von Frauen ausge-
grenzt. Es werden nur die ohnehin schon
privilegierten, etablierten und wohlha-
benden Frauen angesprochen. Durch die
geringe Anzahl der Studentinnen und die
hohen Aufnahmehürden trägt dieses Mo-
dell einer Universität zur Elitenbildung
bei. Die ifu ist extrem hierarchisch und
autoritär durchorganisiert. Studentin-
nen haben keinerlei Mitspracherechte,
was Inhalte und Struktur angeht. Hier-
mit kritisieren wir auch, daß die ifu von
einem kleinen Klüngelkreis organisiert
wurde. Studentinnen oder ihre Vertre-
tungen wurden zu keinem Zeitpunkt mit
einbezogen oder zu ihrer Meinung ge-
fragt.

Die ifu dient als Prestigeprojekt und
wird in der Öffentlichkeit als das Kon-

zept von Frauenhochschule schlechthin
angesehen.

„Wir halten eine Frauenhochschule
durchaus für eine gute Idee, allerdings
wollen wir echte Alternativen zur der-
zeitig überall stattfindenden neolibera-
len Umstrukturierung an Hochschulen“,
formuliert Kerry Sailer, Vorstandsmit-
glied des fzs studentische Vorstellungen.

Abgesehen von ihrem Vorbildcharakter
als Frauenhochschule,wird die ifu als das
derzeitig anerkannte und nachahmens-
werte Reformmodell von Hochschule all-
gemein gehandelt. Hier wird uns die
Hochschule der Zukunft präsentiert.

Der fzs kritisiert die Anbindung der ifu
an die EXPO 2000. Die EXPO festigt und
unterstützt die Ideologie,daß sich der be-
dingungslose und alternativenlose Kapi-
talismus endlich durchgesetzt habe. Die
EXPO will globale Lösungen für die Zu-
kunft der Menschheit im Sinne der Wirt-
schaft und aus dem Blickwinkel der er-
sten Welt präsentieren, wie beispielswei-
se Gentechnik oder Atomtechnik.

Die Themenaufteilung der ifu an sich
in abstrakte, fächergrenzenüberschrei-
tende Bereiche ist ein guter Ansatz, der
allerdings bei näherer Betrachtung
Lücken aufweist. Beispiele dafür gäbe es
zahlreich.

Um eines zu nennen: beim Thema
„Wasser“ wird die Staudammproblema-

tik nicht integriert,obwohl dieser Aspekt
zur Zeit hochaktuell ist und gerade Frau-
en in Indien beispielsweise in der dorti-
gen Widerstandsbewegung aktiv sind.
Oder beim Themenbereich Stadt wird die
Kritik an „Innerer Sicherheit“, „Ord-
nungspolitischen Maßnahmen“ oder al-
ternative Konzepte von Stadt als Frei-
raum für alle vollkommen ausgeklam-

mert.
„Kritisches Denken wird zwar

ansatzweise und oberflächlich ge-
nannt, allerdings können wir uns
sicher sein, daß ein solch prestige-
reiches EXPO-Projekt wie die ifu
weder grundsätzliche Kapitalis-
muskritik, noch Kritik an einer
rassistischen und diskriminieren-
den Asylpraxis,noch sonstige Kri-

tik an Staat und Wirtschaft zum Ergeb-
nis haben wird. Echte Kritik, wie sie an
der EXPO und ihren Inhalten geübt wer-
den müßte, wird auf der ifu einfach nicht
stattfinden. Eine solche pseudokritische
Veranstaltung können wir auch nicht
mehr emanzipatorisch oder feministisch
nennen“, formuliert Kerry Sailer die fzs-
Position.

Gerade als Modellprojekt lehnt der fzs
die ifu umso vehementer ab, da sie die
Hochschullandschaft in eine Richtung
drängt, die undemokratisch, unsozial,
elitebildend,ausgrenzend,unsolidarisch,
kapitalistisch und marktradikal ist. Wir
wollen keine Verhältnisse, in denen nur
das Geld und die Verwertbarkeit der Ar-
beitskraft zählen.

Für Rückfragen stehen wir selbstver-
ständlich gerne zur Verfügung.

Kerry Sailer,Vorstandsmitglied des fzs:
0228/262119 oder 0170/3213758
http://www.pbjacon.de/studierende-fzs

fzs lehnt neoliberales Prestigeprojekt ifu ab – Kritik an Internationaler Frauen-
universität im Rahmen der EXPO 2000

Die Kritik an dem Prestigeobjekt findet bundesweit Rückhalt.
Hier 1. Mai Demonstration in Augsburg



Klage für ein KiTa-Gesetz:
HANNOVER.Nachdem die Landesre-

gierung das Volksbegehren Kindertages-
stättengesetz für unzulässig erklärte,
haben die InitiatorInnen im April Klage
am Staatsgerichtshof in Bückeburg ein-
gereicht. In einem ausführlichen Gut-
achten widerlegt Prof. Dr. Horst Dreier
(Uni Würzburg) die Vorwürfe der Lan-
desregierung, die zur rechtlichen Un-
zulässigkeit führten. Insbesondere der
Vorwurf der Auswirkungen des Volksbe-
gehrens auf den Landeshaushalt und das
Budgetrecht des Landtags erweisen sich
als nicht tragfähig. Dreier:“Auch der
kommunale Finanzausgleich, allgemei-
ne Rückwirkungen auf den Haushalt
und die Verschuldungsgrenze des Art. 71
NV lassen sich schließlich nicht aktivie-
ren, um die Unzulässigkeit des Volksbe-
gehrens Kindertagesstättengesetz zu be-
gründen.“

„Pro kommunale Sparkasse“ vor
Erfolg: DRESDEN. Offenbar kurz vor
dem Erfolg steht das Volksbegehren „Pro
kommunale Sparkasse“ in Sachsen. Ei-
nen Monat vor Ende der Eintragungs-
frist haben sich bereits mehr als 400.000
Bürgerinnen und Bürger in die Unter-
schriftenlisten eingetragen. Das Begeh-
ren will die regionalen Sparkassen er-
halten. Die Landesregierung plant, die
22 öffentlich-rechtlichen Kreditinstitu-
te mit der Landes- und der Aufbaubank
zur sogenannten „Sachsenbank“ zu-
sammenzuschließen.

Kommunen ins Internet: BONN. Kom-
munen müssten rund um die Uhr ihre
Dienstleistungen verfügbar machen,
fordert Franz-Reinhard Habbel vom
Deutschen Städte- und Gemeindebund.
Derzeit seien knapp 2.000 der rund
15.000 Städte und Gemeinden Deutsch-
lands im Internet vertreten, die meisten
allerdings lediglich mit „Schaufen-
stern“. Nötig seien aber verstärkt
„Behördenshops“ im Internet, das er-
spare langes Warten auf den Fluren. Et-
wa zehn Prozent der Kommunen am
Netz stellten bereits interaktive Formu-
lare ins Netz, schätzt Habbel.

Köln – Die verkaufte Stadt heißt der
Titel einer Veranstaltung am 10. Mai ge-
gen die Privatisierungspolitik in Köln.
Dazu referieren: Petra May (ehem. Auf-
sichtsratsmitglied der Abfall-Verwer-
tungs-Gesellschaft), Dr. Werner Rüge-
mer (Publizist), Saral Sarkar (Netzwerk
gegen Konzernherrschaft und neolibea-
le Politik) und Dirk Manten (Gewerk-
schaftssekretär der ÖTV Köln). Auf der
Veranstaltung sollen bisherige Privati-
serungen bewertet und zukünftige vor-
gestellt werden mit ihren Konsequenzen
für die EinwohnerInnen.Auch sollen die
Privatisierungen eingeordnet werden in
internationale Zusammenhänge neoli-
beraler Politik.

„Grend“ steht im Hemd:  ESSEN.
„Grend ist im Trend“, mit diesen Worten
eröffnete im Herbst 1996 die Kultusmi-
nisterin des Landes NRW, Frau Ilse Bru-
sis, das Grend-Kulturzentrum. Mit der
Aktion „Grend steht im Hemd“ prote-
stieren die Betroffenen gegen die Mittel-
kürzungen. Mit ca. 70.000 Besuchern
und knapp 700 Veranstaltungen unter-
schiedlichster Art pro Jahr hat sich das
Grend zu einem nicht mehr wegzuden-
kenden kulturellen Zentrum entwickelt.
Trotzdem wurde pro Jahr der städt. Zu-
schuss in Höhe von 320.000 DM um je-
weils 2% gekürzt, bis Ende 1999 hatte
das Grend insgesamt 40.000 DM weni-
ger an Mitteln zur Verfügung – bei stei-
genden Kosten auf allen Ebenen sowie
bei einem völlig unzureichenden Perso-
nalstamm. Seit Beginn des Jahres 2000
ist der städt. Finanzierungsanteil nun
auch nicht mehr vertraglich gesichert,da
die Betreiber nicht bereit waren,den von
der Stadt Essen vorgelegten und auf der
gekürzten Grundlage von 1999 basie-
renden Vertrag zu unterschreiben.

Senioren ins Containerlager? MÜN-
CHEN. Weil das Altenheim „Luise-Kies-
selbach-Haus“ renoviert werden muss,
wird ein Ausweichquartier gesucht. Die
CSU beantragte im Bezirksausschuss
Haidhausen/Au doch tatsächlich, dass
für 2,5 Jahre die Senioren in die städti-
sche Gemeinschaftsunterkunft um die
Ecke ziehen sollten. Die Grünen konter-
ten mit einem Gegenantrag: Das Con-
tainerlager für Flüchtlinge darf nicht als
Ausweichquartier in Betracht gezogen
werden. „Es ist schon peinlich, Flücht-
linge nur in Containerlagern unterbrin-
gen zu können, jetzt auch noch zum Teil
pflegebedürftige Menschen in einer Not-
unterkunft deponieren zu wollen, setzt
diese Peinlichkeit in einem bisher nicht
gekannten Ausmaß fort. Außerdem liegt
der Schluss nahe, dass hier unsere Seni-
oren in Kürze als Argument benutzt wer-
den sollen, die Flüchtlinge in der Or-
leansstraße schneller in eine von Krieg
und Not unbewohnbar gemachte „Hei-
mat“ zurückzutreiben.“. Der Bezirks-
ausschuss beschloss schließlich mit 7
CSU-Gegenstimmen, dass das Contain-
erlager nicht als Ausweichquartier für
das Altenheim zur Verfügung steht.

Zusammenstellung: baf
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Kommunale

Politik Gewerkschaftsinitiativen
fordern:

Beschäftigungs-
förderungsgesetz
auslaufen lassen !
Rissener Erklärung der Betriebsräte
der Versandhandelsbranche zum 
Beschäftigungsförderungsgesetz

Das Beschäftigungsförderungsgesetz
war die erste große Deregulierungsmaß-
nahme der Kohl-Regierung. Mit dem so-
genannten Beschäftigungsförderungsge-
setz wurden befristete Arbeitsverhält-
nisse ohne sachlichen Grund zugelassen.

Befristungen ohne sachlichen Grund
sind unwürdige Befristungen: die Be-
troffenen befinden sich in einer ständi-
gen Probezeit. Sie wissen nicht, ob sie
weiterbeschäftigt werden und akzeptie-
ren deshalb in der Regel auch die zweite
und dritte Befristung aus Sorge, ande-
renfalls gar nicht weiterbeschäftigt zu
werden.

Bei Streiks fragen sie sich, ob die Teil-
nahme am Streik – ein Grundrecht – viel-
leicht doch dazu führen könnte, dass ihr
Arbeitsverhältnis mit der Befristung
ausläuft. Bei untertariflicher Bezahlung
fragen sie sich vielfach,ob ihre Forderung
nach tarifgerechter Entlohnung, tarifge-
rechtem Urlaubsgeld,tarifgerechtem Ur-
laub dazu führt, dass ich Arbeitsverhält-
nis mit der Befristung endet.

Die rot-grüne Bundesregierung hat die
Chance, durch bloßes Untätigbleiben
diesen Zustand zu beenden:

Das Beschäftigungsförderungsgesetz
endet am 31.12.2000. Wir Betriebsräte
des Versandhandels haben unschöne Er-
fahrungen mit Befristungen nach dem
Beschäftigungsförderungsgesetz sam-
meln können.Wir wollen unbefristete Ar-
beitsverhältnisse, in denen die Menschen
selbstbewußt für ihre Interessen eintre-
ten und abgesichert ihre Arbeit machen
können.

Befristungen sollen künftig nur mit
sachlichem Grund möglich sein,zum Bei-
spiel Erziehungsurlaubsvertretung, ein
zeitlich befristetes Sonderprojekt und
anderes mehr. Wir erwarten von der rot-
grünen Bundesregierung und vom Bun-
destagsabgeordneten Olaf Scholz, in des-
sen Wahlkreis diese Erklärung verab-
schiedet wurde, dass am Januar 2001
Schluss ist mit den unwürdigen Bedin-
gungen.

Initiative des IG-Metall-Vertrauens-
körpers von Porsche Zuffenhausen 
Appell an die Bundesregierung den § 1 in
den Absätzen 1–4 des Beschäftigungsför-
derungsgesetzes ersatzlos zum 31. De-
zember 2000 auslaufen zu lassen. Zu Hd.



Nicht ohne Sympathie:
Pressebilder mit Originalunterschriften aus der Augsburger Allgemeinen Zeitung
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Nach der dritten Verhandlungsrunde hat
die Arbeitgeberseite die Schlichtung an-
gerufen. Das mag zum einen überra-
schen, wenn man an die Tarifrunden ver-
gangener Jahre zurück denkt.Für die Ge-
werkschaften im öffentlichen Dienst
stand es jedoch bereits Ende April fest:
Entweder es kommt am 5. Mai ein ver-
handlungsfähiges Angebot auf den Tisch
oder es geht in die Schlichtung. Denn nur
wenn jetzt das Schlichtungsverfahren
beginnt, besteht eine Chance, vor den be-
ginnenden Sommerferien Urabstim-
mung und Streik zu organisieren. Aus
diesem Grund fanden auch in der ver-
gangenen Woche Warnstreiks statt: es
sollte der erforderliche Druck auf die Ar-
beitgeberseite ausgeübt werden, über-
haupt ein Angebot vorzulegen.

An den Warnstreiks beteiligten sich
100.000 Beschäftigte – für die kurze Vor-
bereitungszeit eine gute Beteiligung, für
ein verhandlungsfähiges Angebot offen-
sichtlich noch zu wenige.

Das Angebot

Über die Forderungen der ÖTV als Tarif-
führerin haben wir in PB 3/2000 aus-
führlich berichtet. Wir führen sie hier
nochmals kurz auf, um demgegenüber
das Arbeitgeberangebot zu dokumentie-
ren:

• Erhöhung der Einkommen inkl. der
Vergütungen für Auszubildende, Kran-
kenpflegeschüler, Praktikanten ab 1. Ju-
ni 2000 um 1% um ab 1. Juni 2001 um 1,3
%; Laufzeit bis 31. März 2002; die Zu-
wendung (Weihnachtsgeld) bleibt bis zu
diesem Zeitpunkt eingefroren (Forde-
rungslage: Gesamtvolumen 5%, Laufzeit

12 Monate,Weihnachtsgeld wieder 100%
(derzeit 89,25%))

• „Bund, TdL und VKA sind bereit,
über eine weitere Anpassung der Tarif
Ost unter Berücksichtigung der allge-
meinen Lohn- und Wirtschaftsentwick-
lung zu verhandeln“ (1) (Forderungslage:
Angleichung Ost an West, Stufenplan,
überschaubare zeitliche Perspektive)

Unter der Überschrift Beschäfti-
gungssicherung „bieten“ die Arbeitgeber
folgendes an:

• Beibehaltung „des gegenwärtig ho-
hen Niveaus“ neu eingestellter Auszubil-
dender (konkrete Zahlen bleiben die Ar-
beitgeber allerdings schuldig, also reine
Behauptung)

• Keine Verlängerung der Übernahme-
dauer von Auszubildenden nach bestan-
dener Abschlussprüfung von 6 auf 12 Mo-
nate 

• Verlängerung der Geltungsdauer des
Beschäftigungsförderungsgesetzes (wird
von der ÖTV abgelehnt, da eine bessere
tarifliche Regelung besteht)

• Anpassung des Tarifvertrages zur Al-
tersteilzeit an die gesetzlichen Regelun-
gen 

Die Reaktion

Die ÖTV (ebenso die DAG) lehnte dieses
Angebot einstimmig ab und erklärte die
Verhandlungen für gescheitert. Insbe-
sondere die ersten beiden Punkte des An-
gebotes, die prozentuale Einkommenser-
höhung wie auch die Angleichung Ost
sind dreist und unakzeptabel.

Beim Einkommen will Schily offen-
sichtlich das wieder reinholen, was er
meint beim letzten Mal zuviel gewährt zu

Arbeitsminister Walter Riester – Artikel
1, § 1 des Beschäftigungsförderungsge-
setzes regelt abweichend von den Rechts-
sprechungsgrundsätzen über die Not-
wendigkeit eines „sachlichen Grundes“
die begründungslose Zulassung befriste-
ter Arbeitsverträge.Die betreffenden Ab-
sätze 1 – 4 gelten bis zum Dezember 2000
(s. Kittner, Arbeits- und Sozialordnung).

Die von der Kohlregierung durchge-
setzte Änderung des Gesetzes erlaubt den
Unternehmern Neueinstellungen mit ei-
ner Befristung bis zu zwei Jahren vorzu-
nehmen oder sie insgesamt dreimal bis zu
dieser Gesamtdauer zu verlängern.

Wir sprechen uns, auf Grund der im
Betrieb gemachten Erfahrungen, ent-
schieden gegen diese gesetzliche Mög-
lichkeit aus. Befristeten ist die Grundla-
ge für eine mittelfristige Lebensplanung
entzogen und in den Betrieben werden sie
durch ihre prekäre Situation von der ef-
fektiven Wahrnehmung ihrer Rechte ab-
gehalten.

Gegenüber den Unbefristeten werden
sie benutzt, um den Leistungsdruck zu
erhöhen. Die tariflichen Probezeiten
werden ausgehebelt. Arbeitsplätze wer-
den bei Bedarf mit immer neuen Befi-
isteten besetzt.Schließlich dient der Ein-
satz von Befristeten dazu, eventuell an-
visierten Arbeitsplatzabbau unmerklich
und widerstandslos umzusetzen.

Deshalb muss dieser Teil des Gesetzes
ersatzlos wegfallen!
http://www.Iabournet.de/diskussion/wipo/be-
frist-nein.html

Schwierige Tarifsituation im öffentlichen Dienst

Arbeitgeber rufen Schlichtung an
Gewerkschaftslinke ladet ein: 

1.bundesweites
Treffen der 
Arbeitsgruppe
Tarifpolitik
am Samstag, dem 20. Mai im Saal-
bau Frankfurt-Bockenheim (direkt an
der U-Bahn-Haltestelle); Beginn 10
Uhr/Ende gegen 16 Uhr

Anmeldungen 
sind bis spätestens 15.5.2000 

an Tom Adler, 
Baumreute 56a, 
70199 Stuttgart, 
Tel. 0711-606457 

oder Bernd Riexinger, 
Eierstr. 95, 
70199 Stuttgart, 
Tel. 07116498305 oder 
E-mail: elsriexeierstr@t-online.de 
zu richten.

Mit kollegialen Grüßen
Arbeitsausschuss

http://www.labournet.de/GewLinke/
ag-tarpol.html



Arbeitgeber wollen das
Asylrecht begrenzen. – HB,

Dienstag, 25.4.2000. – BDA-
Präsident D. Hundt beklagt, 95% der
Asylsuchenden seien Wirtschafts-
flüchtlinge und fordert, den individu-
ellen Asylanspruch durch staatliche
Garantie auf Asyl zu ersetzen. So kön-
ne man Missbrauch leichter entgegen-
wirken. Weiter fordert er gesetzliche
Begrenzung der Zuwanderung,um die
Integrationsfähigkeit der Gesell-
schaft und den Zugang der Ausländer
zum Arbeitsmarkt zu gewährleisten.

BDI: Unbürokratische Anwerbung
ausländischer Computerfachleute. –
Statt der geforderten Ausbildungs-
nachweise der Bewerber solle ein Min-
destgehalt von 100 TDM/Jahr stehen,
so BDI-Präsident H.-O. Henkel. Die
Unternehmen könnten selbst beurtei-
len,ob die künftigen Mitarbeiter ihren
Anforderungen entsprechen, und man
könne so auch den Befürchtungen der
Gewerkschaften entgegentreten, wo-
nach Fachleute aus Indien hier zu
Dumpinglöhnen beschäftigt würden.
Kritisch sieht Henkel die vorgesehene
Erteilung von befristeten Arbeitsge-
nehmigungen. Man sei mit Befristun-
gen weniger attraktiv bei diesen An-
werbungsversuchen als andere Län-
der.Weiter kritisierte er die CDU/CSU,
das Thema Green Card zu benutzen,
um Emotionen zu schüren, wie Rütt-
gers mit dem Motto: „Ausbildung statt
Einwanderung“. Es gehe nicht um
„statt, sondern um sowohl als auch“.
Die konservativen politischen Kräfte
müssten erkennen, dass die deutsche
Wirtschaft im globalen Wettbewerb
sich solche Töne nicht leisten könne.

BDA-Präsident Hundt fordert Nach-
beserungen der Unternehmensteuer-
reform. – HB, Mittwoch, 26.4.2000. –
Die Bundesregierung müsse die gün-
stige wirtschaftliche Ausgangslage
jetzt mit steuerlichen Nachbesserun-
gen für die Wirtschaft stabilisieren, so
Hundt.

Haustarifvertrag bei Randstad. – HB,
Dienstag, 2.5.2000. – DAG und ÖTV
haben erstmals in der Branche Zeitar-
beitsfirmen beim Marktführer Rand-
stad einen Haustarifvertrag abge-
schlossen für die über 25 000 Beschäf-
tigten. Der Vertrag hat 3jährige Lauf-
zeit und sieht eine Erhöhung der
Basisvergütungen um bis zu 7% vor.
Ca. 300 000 Beschäftigte umfasst die
Branche. Viele kleine Verleihfirmen
sind gegen einen Branchentarif-
vertrag. Hauptgeschäftsführer des
Branchenverbandes BZA, G. Denk-
haus, sieht im Vertrag von Randstad
ein positives Zeichen für mehr
Sozialpartnerschaft.

Presseauswertung: rst

Wirtschafts-

presse

16 REGIONALES UND GEWERKSCHAFTLICHES • PB 10/2000

„D ie ÖTV kann ihre privilegierten
und ihre benachteiligten Mitglie-

der nicht mehr unter einen Tarifvertrag
bringen“ – So lautet die Unterüberschrift
im Berliner Tagesspiegel vom 9.5. Auch
wenn derAutor gegen einen möglichen
Streik in diesem Sommer polemisiert, so
spricht er ein Problem an, das in der ÖTV
nicht bzw. nur indirekt diskutiert wird.
Wir haben in dieser Zeitung bereits mehr-
fach über die Tarifflucht im öffentlichen
Dienst berichtet. Inzwischen betrifft dies
nicht nur das Tarifgebiet Ost, sondern
auch den Westen, und es sind nicht nur
private und gemeinnützige Arbeitgeber,
sondern auch öffentliche, die aus dem
Flächentarif aussteigen. Wenn früher
über Tarifverhandlungen im öffentlichen
Dienst die Rede war, so waren davon di-
rekt oder indirekt bis zu 7 Millionen Be-
schäftigte betroffen, jetzt redet man von
3,1 Millionen. Was könnte besser aus-
drücken, wie durchlöchert und ausge-
franzt der Flächentarif BAT (Angestell-
te) bzw. BMT/G (Arbeiter) bereits ist.
Für die Beschäftigten, die sich noch in
diesem ö.D.-Tarif„kartell“ befinden,
stellt sich die Lage sehr differenziert dar.
Grundsätzlich gilt: Alle schauen nach
draußen, orientieren sich an der Privat-
wirtschaft. Aber was sie dort im Vergleich
zu ihren Arbeitsbedingungn sehen, ist
sehr unterschiedlich. Die einen sehen die
besser bezahlten Jobs z.B. im IT-Bereich,
als (mittleres) Management, selbst Se-
kretärinnen blicken neidvoll auf die
Gehälter, die sog. Chefassistentinnen
draußen erhalten.
Die anderen jedoch, und ihre Zahl hat in

den vergangenen Jahren ständig zuge-
nommen, sehen dort die schlecht bezahl-
ten Jobs im Dienstleistungsbereich: Rei-
nigen, Reparieren, Callcenter, Fahrer im
Personennahverkehr, Stadtreinigung
u.a.m. Hierzu sind die Arbeitsverhältnis-
se im öffentlichen Dienst vergleichswei-
se paradiesisch: relativ geregelte Ar-
beitszeiten, einigermaßen auskömmli-
cher Verdienst, tariflicher Urlaub und Ur-
laubsgeld, Weihnachtsgeld. Auch wenn
sich diese Bedingungen verschlechtert
haben, so scheint der Verbleib im öffent-
lichen Dienst ein eigenes Ziel, das ggfs.
auch mit geringeren Tarifen „gekauft“
wird. Nur so kann man sich erklären,
warum z.B. niedrigere Tarifverträge von
den Gewerkschaften akzeptiert werden
(müssen), die erheblich niedrigere Ein-
kommen und auch verlängerte Arbeits-
zeiten beinhalten.
Dies alles weiß auch Schily. Sein Ziel
scheint es zu sein, den trotz allem noch
ungeheuer großen Tarifblock ö.D. aufzu-
brechen. Er versucht dies am Thema An-
gleichung des Tarifgebietes Ost an West.
Wenn es ihm gelingt, den Osten in dieser
Tarifrunde abzuhängen, ist ihm mehr als
das gelungen. Dies wird die Tarifland-
schaft ändern, weil die Argumente, die er
anführt (Steueraufkommen, Wirtschafts-
wachstum), dann für jede andere Region
genauso ins Feld geführt werden können.
Das zumindest weiß die ÖTV auch, und
deshalb will sie hier auch nicht einfach
nachgeben. Wie sie der ganzen Entwick-
lung aber Einhalt gebieten kann, das weiß
sie im Moment noch nicht.

(har)

haben. Der letztjährige Abschluss (3,1%)
sei zu üppig gewesen,das müsse jetzt kor-
rigiert werden. Dabei soll der Tarifbe-
reich Ost gleich 6 Nullmonate (seit
1.1.2000), der Tarifbereich West 2 Null-
monate (seit 1.4.2000) hinnehmen. Ange-
sichts der Abschlüsse von Metall und
Chemie ist die Erwartungshaltung der
Beschäftigten im öffentlichen Dienst je-
doch nicht unter die 2%-Marke zu
drücken.

Besonders unverschämt ist jedoch das
„Angebot“ zur Tarifangleichung Ost. Be-
reits bei der ersten Verhandlungsrunde
haben die Wortführer der Arbeitgeber-
seite vertreten, dass man nicht über An-
gleichung, sondern über Rückführung
der Tarife sprechen müsste. Während
Schily von 75% redete, meinte der TdL-
Sprecher Milbrandt gar, dass 60% Tarif-
anpassung das richtige sei.

Die jetzige Formulierung und die
während der Verhandlungn gemachten
Äußerungen laufen darauf hinaus, dass
erst in 15-30 Jahren weiter über Tarifan-
gleichung verhandelt werden kann,näm-
lich bei Vorliegen folgender Kriterien:
„– wenn die Steuerkraft Ost 90 Prozent
des Westniveaus erreicht hat,
– wenn das Wirtschaftswachstum Ost
deutlich über West liegt,
– wenn die Effektivverdienste in den

Wirtschaftsbereichen Ost wieder stei-
gen“ (2).

Wie weiter

Während der Schlichtung herrscht Frie-
densplicht. Darauf haben die Arbeitge-
ber als erstes hingewiesen.Offensichtlich
haben ihnen die Warnstreiks nicht gefal-
len.Schlichter sind der frühere Leipziger
Oberbürgermeister Lehmann-Grube
(stimmberechtigt) für die Arbeitgeber
und Koschnick für die Gewerkschaften.

Die Schlichtungskommission tritt am
15.5. erstmals zusammen. Sie besteht aus
20 Mitglieder, wovon 19 stimmberechtigt
sind.

Nach spätestens vier Wochen muss ein
Schlichtungsergebnis vorliegen. Das ist
der 6. Juni. Die Schlichtungskommission
hat für ihren Schlichtungsversuch 6
Werktage Zeit, danach muss eine Emp-
fehlung vorliegen. Reicht diese Zeit nicht
aus, kann durch einstimmigen Beschluss
die Frist um 6 Werktage verlängert wer-
den.

Über die Schlichtungsempfehlung
werden wieder Tarifverhandlungen auf-
genommen. Führen sie zu keiner Eini-
gung, sind die Tarifverhandlungen end-
gültig gescheitert – es folgt die Urab-
stimmung über Streik.

•
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Der Parteivorstand der PDS
hat für den 14. und 15. Okto-

ber einen Parteitag nach Cott-
bus einberufen, um einen neuen

Parteivorstand, Parteivorsitzenden und
seine/ihre Stellvertreter zu wählen. Die-
sen Beschluss fasste der Vorstand, nach-
dem einige Tage zuvor Lothar Bisky zu
einem Treffen die PDS-Landes- und
Fraktionsvorsitzenden Ost und die di-
rekt gewählten Mitglieder des PDS-
Bundesvorstandes,die Sprecher des Par-
teirates sowie den Fraktionsvorstand
eingeladen hatte. Mag sein, dass diese
Einladung pragmatisch zu betrachten
ist, aber dass die westlichen Landesvor-
stände in keiner Weise einbezogen wa-
ren, ist nicht richtig.

Die PDS Berlin führt am 20. Mai einen
Landesparteitag durch. Zwei Themen
liegen an: Im ersten Teil des Parteitags
geht es um „Die Berliner PDS nach dem
Münsteraner Parteitag“.Die Landesvor-
sitzende Petra Pau, die als eine der mög-
lichen Kandidatinnen für die Bisky-
Nachfolge gehandelt wird, wird ein län-
geres Eingangsreferat zu diesem Thema
vortragen. (Als andere mögliche Kandi-
datin wird die Thüringer Landesvorsit-
zende Gabi Zimmer genannt, dem Bun-
desgeschäftsführer Dietmar Bartsch
werden inzwischen wenig Chancen ein-
geräumt, da er zu polarisierend, zu we-
nig integrierend auftrete und außerdem
männlich.) Der Antrag des Landesvor-
standes zu diesem Punkt „Neue Fragen
brauchen neue Antworten.Politische Er-
klärung der Berliner PDS“ vermeidet je-
de Kritik an den Beschlüssen des Mün-
steraner Parteitages, auch in der Frage
der UN-Kriegseinsätze.

Zweiter großer Tagesordnungspunkt
ist der Kampf gegen rechts: Unter der
Überschrift „Entwicklung des Rechts-
extremismus in der Stadt und antifa-
schistische Gegenstrategien“ soll disku-
tiert werden, wie die PDS auf das zu-
nehmend provokative Auftreten von
NPD und anderen Rechtsextremisten in
der Stadt reagieren soll. rül

Gerhard Branstner hatte in einem Arti-
kel im Neuen Deutschland Lothar Bisky
und Gregor Gysi beleidigt. Michael Brie
hatte mit einem Ausschlussantrag Er-
folg. Die Schiedskommission des Berli-
ner Landesverbandes beschloss einen
Ausschluss.

Die Bundestagsabgeordnete Ulla Jel-
pke äußerte sich dazu in der Jungen Welt:
„Die Entscheidung der Berliner Landes-
schiedskommission, Gerhard Branstner
auszuschließen,ist falsch und empörend.
Sowohl das Tempo des Verfahrens wie die
Entscheidung selbst riechen für mich
sehr nach „Revanche“ für eine verlore-
ne Parteitagsauseinandersetzung. Ich
habe kein Verständnis für Diffamierun-
gen, für Einschüchterungs- und Aus-
grenzungsversuche, schon gar nicht für

solche Ausschlüsse … Gerhard Branst-
ner sollte vor die Bundesschiedskom-
mission gehen. Ich bin gerne bereit, ihn
dabei auch zu unterstützen. Unter einer
Bedingung: Er sollte seinen Stil korri-
gieren. Politische Differenzen müssen
sachlich ausgetragen werden und dürfen
nicht in persönliche Beleidigungen aus-
arten. Branstners Argument, als Satire
sei so was erlaubt, überzeugt mich nicht.
Schließlich hat er seinen Artikel nicht
auf einer Kleinkunstbühne vorgetragen,
sondern für jeden erkennbar in einem in-
nerparteilichen Richtungsstreit.“

Nach dem unsäglichen Auftritt der
Hamburger studentischen Liste Links
auf dem PDS-Parteitag – sie stellt neben
dem Hamburger Arbeitsausschuss und
der Landesschiedskommission auch die
Delegierten – spitzt sich die Lage im
Landesverband weiter zu. Mitglieder
von Kreisorganisationen und der Kom-
munistischen Plattform versuchen per
Einberufung einer Mitgliederversamm-
lung die Ablösung des – kürzlich erst ge-
wählten – Arbeitsausschusses. Einige
der Beteiligten rund um das Regional-
büro der Bundestagsgruppe zweifeln je-
doch von vornherein daran, dass die
dafür notwendigen (ca. 40) Unterstüt-
zungsunterschriften aufzutreiben sind
und sammeln Unterschriften unter einen
Brief, mit dem die „AnhängerInnen der
Liste Links“ zum Verlassen der PDS auf-
gefordert werden – ein Verfahren,das auf
die administrative „Lösung“ des Aus-
schlusses oder Auflösung des Landes-
verbandes zielt. Problematisch ist aber
auch der erstgenannte Weg, weil Inhalte
dabei überhaupt keine Rolle spielen und
weil vor allem im dunkeln bleibt, wie die
Hauptaufgabe des nächsten Jahres, die
Vorbereitung der Bürgerschaftswahlen,
angegangen werden soll. Gegenwärtig
liegt die PDS laut einer Umfrage in
Hamburg bei 3% und damit vor der
Gruppe „Regenbogen“, einer Linksab-
spaltung der GAL, die zur Zeit noch mit
vier Abgeordneten in der Bürgerschaft
und mit einer Reihe von Abgeordneten
in den Bezirksversammlungen vertreten
ist. Die Liste Links hat für die PDS bis-
her eine Zusammenarbeit mit Regenbo-
gen bei den Bürgerschaftswahlen abge-
lehnt, die von anderen Kräften in der
PDS und auch von Regenbogen eher an-
gestrebt wird. – In dieser Situation ha-
ben sich Mitglieder und Sympathisanten
verschiedener Strömungen und aus ver-
schiedenen Kreisverbänden und AGs
(u.a. der AG Frieden, der AG BWK, dem
Kreisaktiv Mitte und der Kreisorganisa-
tion Nord) zu einem „Linken Dialog“ zu-
sammengeschlossen, um die inhaltliche
Arbeit, den Meinungsaustausch und die
Meinungsbildung zu fördern und ge-
meinsame Aktivitäten zu entwickeln. In
den nächsten Monaten sollen gut vorbe-
reitete Diskussionsrunden und Veran-
staltungen mit den Schwerpunkten so-

ziale Polarisierung / Sozialabbau / Ar-
beitslosigkeit/wirtschaftliche Umstruk-
turierung, Kinder-, Jugend- und Bil-
dungspolitik, staatliche Aufrüstung und
Ausgrenzungspolitik sowie Antifaschis-
mus durchgeführt und eine Richtungs-
entscheidung im Hinblick auf die Bür-
gerschaftswahlen angestrebt werden.

scc

Hans Modrow gab dem ND am 5. Mai ein
Interview über die Lage der PDS. Wir
bringen einige Auszüge:
„Wie steht es überhaupt um die inner-
parteiliche Kommunikation? 
Nach meiner Einschätzung eine der
größten Schwächen in der PDS. Da ist
beispielsweise das ND, das Leser- und
damit Basis- oder Wählerbriefen großen
Raum einräumt und damit öffentlich
überschaubar die Debatte widerspie-
gelt,viel weiter als der Vorstand der PDS.
Genau das ist es, was Kommunikation
ausmacht. Aufgabe des Vorstandes wäre
es, gründlicher mit den darin aufgewor-
fenen Fragen umzugehen.

Und wie?
Wir hätten doch gerade jetzt in Vorbe-

reitung des Parteitages die besten Mög-
lichkeiten. Wir brauchen jetzt eine sehr
basisbezogene Debatte. Basis ist nicht
nur die Zusammenkunft der Mitglieder
und Sympathisanten – wir haben doch
die Basiskonferenzen im regionalen Be-
reich, wo Gedanken wie Erfahrungen
ausgetauscht werden können und nicht
nur Anleitungen von oben nach unten
transportiert werden müssen. Das könn-
te bis zu Beginn des Sommers stattfin-
den und bei denjenigen, die kandidieren
– und ich sage noch einmal, es geht bei
weitem nicht nur um zwei Personalent-
scheidungen – dazu beitragen, das Ver-
ständnis für die sogenannte Basis zu
schärfen, und der wiederum helfen, sich
über Inhalte,Konzepte und Personen ein
Bild zu machen. Nach solcher Diskussi-
on ist es auch einfacher, Delegierte für
den Parteitag zu wählen.Man weiß dann,
wofür der jeweilige Delegierte steht.“

Die PDS Baden-Württemberg berät
über Landtagswahl. Am 25. März 2001
wird der neue Landtag gewählt. Jeder
Wähler hat eine Stimme, mit der er in
seinem Wahlkreis (insgesamt 70) den Ab-
geordneten bestimmt – weitere Mandate
gibt’s als Ausgleichs- und Überhang-
mandate. Das Wahlverfahren macht die
Sache nicht einfach: Die PDS hat mit ih-
rer Mitgliederstruktur (derzeit etwas
über 400, konzentriert in den größeren
Städten) kaum die Chance, in allen
Wahlkreisen zu kandidieren. Dazu
kommt, dass (andres als in NRW) pro
Wahlkreis 150 Unterstützungsunter-
schriften gesammelt werden müssen.Am
27.Mai trifft sich eine Arbeitsgruppe,die
die Entscheidung für den Landespartei-
tag am 22. Juli vorbereiten soll. alk

Zusammenstellung: jöd
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„Die Probleme der Stadt Diyarbakir sind
zu groß. Nur in Zusammenarbeit von Be-
völkerung, Stadtverwaltung und staatli-
chen Stellen kann man versuchen, die
Probleme zu lösen.“ So beschreibt der
Bürgermeister von Diyarbakir, Ferdun
Celik, die Situation. Die Bevölkerung der
kurdischen Städte hat in den letzten 15
Jahren explosionsartig zugenommen.
Ursache waren im wesentlichen die Dorf-
zerstörungen und Zwangsvertreibungen,
mit denen das türkische Militär die kur-
dische Befreiungsbewegung treffen woll-
te. Jahrzehntelang wurde nichts inve-
stiert. Die Lösungsmöglichkeiten für die
Bürgermeister der kurdischen Partei Ha-
dep sind sehr beschränkt. Finanzielle
Mittel fehlen und die staatliche Repres-
sion ist allgegenwärtig. Die Kommunen
haben keine eigenen Gelder in der Tür-
kei.Diese werden ihnen über eine Staats-
bank zugeteilt.

Der 15jährige Krieg hat die Türkei an
den Rande des Ruins gebracht. Mehr als
50 Prozent des Staatshaushaltes hat in
diesen Jahren der staatliche Repressi-
onsapparat und das Militär geschluckt.
Wenn Investitionen erfolgten, dann im
Westen der Türkei,nicht im Kriegsgebiet,
den kurdischen Provinzen. Dort wurden
höchstens militärische Anlagen gebaut.
Der Krieg hat jahrelang die Inflation
hochgetrieben, die Gebrauchsgüter wur-
den mit Sondersteuern belegt. Im April
kostete bspw. ein Liter
Superbenzin in Diyar-
bakir knapp eine Millio-
nen türkische Lira, das
sind umgerechnet drei
Mark.

39 Bürgermeister
stellte die Hadep nach
den Wahlen vor gut ei-
nem Jahr. Drei von ihnen
wurden gleich nach der
Wahl suspendiert. Große
Demonstrationen und
weltweite Proteste gab
es, als die Bürgermeister
von Diyarbakir,Siirt und
Bingöl verhaftet wur-
den. Ihnen soll der Pro-
zess wegen „Unterstüt-
zung der PKK“ gemacht
werden. Die Bürgermei-
ster hatten die Schritte
für Frieden und Demo-
kratie begrüßt. Die tage-
langen Proteste brachten
sie wieder frei. Ein
großer Demonstrations-
zug holte sie am Gefäng-
nis ab und geleitete sie
zum Rathaus von Diyar-
bakir. Der türkische In-
nenminister sah sich ge-
zwungen, ihre Amtsent-

hebung zurückzunehmen.
Aus Karlsruhe besuchten wir Ende

April in Diyarbakir den Gewerkschafts-
dachverband KESK und die Lehrerge-
werkschaft Egitim Sen sowie den Hadep-
Bürgermeister von Carikli, Sefik Türk. In
dieser Ausgabe wollen wir über die be-
gonnene Aufbauarbeit in Diyarbakir be-
richten. (rub)

Diyarbakir hat sich von einer Stadt mit
ca. 300.000 Einwohnern vor 1985 zu ei-
ner Millionenstadt entwickelt. Keiner
weiß genau, sind es 1,5 Mio. oder mehr.
Die Stadt hat sich über den Kern der
Stadtmauer mehr und mehr ausgedehnt.

Große Slumgebiete
entstanden, ohne
Wasserversorgung
und Abwasserent-
sorgung.Unser Ein-
druck war, dass in
den letzten Jahren
die Armut, die Zahl
der Straßenkinder
weiter zugenom-
men hat.

In einer Broschü-
re „Diyarbakir Bül-
teni“ ziehen die
zehn Bürgermeister
der Region Diyar-
bakir eine Bilanz
ihrer bisherigen
einjährigen Arbeit.
Gleichzeitig versu-
chen sie so,ihrer Ar-
beit Transparenz zu
verleihen.

Den größten
Raum nimmt die
Lösung des Wasser-
und Abwasserpro-
blems ein. Bisher
werden die Abwäs-
ser ungeklärt in den
Tigris geleitet. Mit
sechs Großprojek-
ten soll das Problem

angegangen werden. Bis Ende Februar
2001 wird ein Stadtteil eine Wasserauf-
bereitungsanlage erhalten. Diese Anlage
wird in Zusammenarbeit mit der GTZ
durchgeführt; die GTZ hat 39,5 Mio. DM
für das Projekt bereitgestellt.

Bis Ende 2001 sollen sechs Kläranla-
gen fertiggestellt sein.Dafür betragen die
Kosten 64 Mio. DM, die mit einem Kredit
von der Europäischen Investitionsbank
mit einer Laufzeit von 25 Jahren finan-
ziert werden. Ausgeschrieben wurde der
Bau von Kanalisationsanlagen und die
Regenwasseraufbereitung für drei Stadt-
teile, wofür ebenfalls ein langfristiger
Kredit bei der Europäischen Investiti-
onsbank beantragt wurde. Der Baube-
ginn soll in diesem Monat liegen. Für ein
weiteres Stadtteil wurde für Kanalisati-
onsbauten ein Kredit bei der Kreditan-
stalt für Wiederaufbau beantragt.

Die Stadtverwaltung hat sich zum Ziel
gesetzt, dass noch in diesem Jahr die Fel-
der mit sauberem Wasser gegossen wer-
den und nicht mehr mit dem Kanalisati-
onswasser der Stadt. Damit soll einer der
Krankheitsherde verschwinden.

Eine Untersuchung des Tigriswassers
ergab, dass die einzige große Fabrik
Diyarbakirs, eine staatliche Alkoholpro-
duktion, ihre Abwasser ungeklärt einlei-
tet. Ebenso stellte die Überprüfung fest,
dass die Medizinische Fakultät der Uni-
versität Diyarbakir chemische und medi-
kamentöse Abfälle in den Fluss kippt.
Das staatliche Umweltamt musste rasche
Abhilfe versprechen.

Große Anstrengungen werden unter-
nommen, dass Leben in der Stadt zu ver-
bessern. Innerhalb nur eines Jahres wur-
den 210000 Bäume und Sträucher ge-
pflanzt, die bestehenden Parkanlagen
gereinigt und neu begrünt sowie zehn
neue Anlagen gebaut. Eine der Durch-
gangsstrassen hatte sich zum Kleinbus-
bahnhof für die Verbindung in die umlie-
genden Kleinstädte und Dörfer ent-
wickelt. Die Stadtverwaltung baute ei-
nen Platz zu einem Kleinbusbahnhof um.

Besuch in Diyarbakir

Aufbauarbeit der Hadep-Bürgermeister 
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Vor einem Jahr war 70 Prozent des
städtischen Fuhrparks funktionsun-
fähig. In den Außenbezirken wurde der
Müll auf der Strasse verbrannt.Als erstes
wurden die Müllfahrzeuge repariert und
die Müllabfuhr geregelt aufgenommen.
Jetzt im März konnte die Straßenreini-
gung wieder aufgenommen werden.

Der städtische Wirtschaftskontroll-
dienst wurde reorganisiert und neu ge-
schult. Es wurde mit regelmäßigen Kon-
trollen der Lebensmittel begonnen.

Um ein wenig der Armut entgegenzu-
wirken, hat die Stadt eine Brotfabrik ge-

baut, die ab April täglich 60.000 Brote
preiswert in die armen Stadtteile liefert.
Auch das kommunale Gesundheitszen-
trum wurde ausgebaut. In den letzten
drei Monaten wurden dort 8.785 Leute
umsonst behandelt.

Um die zahllosen Probleme der Bevöl-
kerung zu bewältigen, wurden städtische
Beratungsstellen eingerichtet. Im letzten
halben Jahr kamen über 2.000 Menschen
in die Beratungsstellen. Daraufhin führ-
te die Stadtverwaltung in 14 Stadtteilen
Bürgerversammlungen durch.Es wurden
Stadtteilkommissionen gebildet, die zu-

sammen mit der Stadtverwaltung dring-
liche Probleme zu lösen versucht.

Die Hadep-Bürgermeister beteiligten
sich gegen den Willen der türkischen
Behörden an internationalen Kommu-
nalkonferenzen. Eine davon fand auf
Einladung von Ferdun Celik in Diyar-
bakir statt. Ein Ergebnis davon ist, das
bei der Unesco beantragt wurde, dass die
Altstadt und die mehrere tausend Jahre
alte Stadtmauer als Weltkulturerbe an-
erkannt wird. Erste Renovierungsarbei-
ten an der Stadtmauer sind zu sehen. Es
soll mit Unterstützung von Bürgermei-
stern verschiedenster Länder erreicht
werden,ein Sanierungsprogramm für die
langsam zerfallende Altstadt und die
Stadtmauer erarbeitet werden.

Nach jahrelangem Stillstand sind die
Versuche der Hadep unverkennbar, den
Menschen Hoffnung zu geben und ihre
Lebensumstände zu verbessern.Eine Lö-
sung der Probleme ist aber solange nicht
in Sicht, bis die Sondergesetze und
Kriegsinstitutionen aufgelöst werden,
um einen Wiederaufbau des Landes und
eine Entfaltung demokratischer Zustän-
de zu ermöglichen.

Dokumentiert:

Beschlüsse des 7. Kongresses der PKK
Kaum in der kurdischen Bevölkerung – we-
der in Kurdistan noch im Exil – aber doch bei
ihren Unterstützern oder sie kritisch Beob-
achtenden ist strittig, ob die von der PKK seit
geraumer Zeit vertretene Politik der Zivili-
sierung des Kampfes in der Türkischen Re-
publik irgendwelche Erfolgsaussichten hat.
Von daher ist es von Interesse, die authen-
tischen Positionen kennenzulernen, so dass
sich die Öffentlichkeit damit auseinander-
setzen kann. Wir dokumentieren daher den
folgenden Text.

Der 7. Kongress fasste folgende Be-
schlüsse:

A) In Bezug auf unseren Vorsitzenden Ab-
dullah Öcalan

Unser Kongress betrachtet den Prozess in
Imrali gegen unseren Vorsitzenden, Ab-
dullah Öcalan, als Ursache und Folge der
politischen und gesellschaftlichen Ent-
wicklungen in Anatolien und Mesopota-
mien. In dieser Hinsicht sind die Bedin-
gungen unseres Vorsitzenden ein Aus-
druck der Bedingungen, in denen auch
das kurdische Volk leben muss. Sein Le-
bensrecht ist auch das Lebensrecht des
kurdischen Volkes, und seine Freiheit ist
auch die Freiheit des kurdischen Volkes.
Auf dieser Grundlage kämpft unser Vor-
sitzender trotz schwieriger Bedingungen
für den Frieden. Das Leben und die Frei-
heit Abdullah Öcalans sind die Voraus-
setzungen für die Umsetzung und Ver-
wirklichung des vorgelegten Friedens-
projektes.

B) In Bezug auf die Verfassung und juri-
stische Bedingungen:

1- Unsere Partei sieht es als einen grund-
legenden Schritt an, wenn die nationale
Identität des kurdischen Volkes erneut
anerkannt wird, wie seine Anerkennung,
als Mitbegründer der Republik, in den er-
sten Verfassungsdokumenten der Türkei
im Protokoll von Amasya niedergelegt
war. Des weiteren müssen die staatsbür-
gerlichen Rechte verfassungsmäßig ga-
rantiert und festgeschrieben werden, da-
mit die Völker durch ein freies und selbst-
bestimmtes Miteinander eine beständige
Basis für friedliche Veränderung und ei-
ne gesellschaftliche Verständigung bil-
den.

2- Unserer Partei fordert, dass in der
Türkei die Freiheit der Gedanken, des
Glaubens, des Ausdrucks und der Orga-
nisierung durch eine demokratische und
soziale Rechtsreform garantiert werden.
Die Struktur des Staates muss sich, frei
von undemokratischen Institutionen, in
der Verfassung durch eine Vereinbarung
manifestieren, die gesellschaftlichen
Frieden und Verständigung sicherstellt.

3- Unsere Partei glaubt an die Not-
wendigkeit,dass eine demokratische Ver-
fassung dem Individuum,den politischen
Gruppen, der kulturellen Identität (ver-
schiedner Ethnien, d.Übers.) und unter-
schiedlichen Glaubensrichtungen die
Grundlage für eine organisierte und freie
Teilnahmemöglichkeit (am politischen
und gesellschaftlichen Leben, d.Übers.)
bieten muss. In diesem Sinne sollten Plu-
ralismus und kulturelle Unterschiede

nicht als schwächend, sondern als Berei-
cherung und Ergänzung angesehen wer-
den.

4- Unsere Partei sieht im Rahmen der
universellen Rechtsnormen der generel-
len Prinzipien von menschlichen Grund-
rechten und Freiheiten folgende Punkte
als Mindestforderung für einen dauer-
haften Frieden und Demokratie: Eine
Änderung der Verfassung und der Geset-
ze, die sich auf die kulturelle Identität,
Sprache und alle anderen Grundrechte
beziehen; die Einhaltung der Pariser Ver-
träge, der Kopenhagener Kriterien und
der UN-Charta müssen garantiert wer-
den.

5- Unsere Partei sieht es als notwen-
dig an, alle Institutionen aufzulösen, die
im Widerspruch zu allgemeingültigen
Rechtsnormen stehen und dem Aufbau
von Verwaltung und Politik in zivilen, de-
mokratischen Ländern nicht entspre-
chen.An deren Stelle steht die Schaffung
demokratischer Institutionen.

Dafür müssen:
a) der Ausnahmezustand aufgehoben

werden; b) die Sondergerichte aufgelöst
werden; c) die Macht der zentralen Auto-
rität aufgeteilt und auf ein örtliches Ver-
waltungssystem übertragen werden.

C) In Bezug auf die politische 
Situation

1- Die PKK sieht die Anerkennung der
politischen Grenzen in der vorhandenen
Form als einen grundlegenden Vorteil für
das türkische und kurdische Volk an, da
sie seit Hunderten von Jahren auf dem-
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selben Boden leben und das gleiche
Schicksal teilen.

2- Die PKK hält es für unverzichtbar
für die umfassende Lösung der Probleme
und für den inneren Frieden, dass die To-
desstrafe unverzüglich abgeschafft wird.
Des weiteren muss eine Generalamnestie
für alle politischen Gefangenen erfolgen
(einschließlich der wegen Gedankenver-
gehen verurteilten), für diejenigen, die
politische Arbeit im Ausland leisten und
für alle bewaffneten Einheiten in den
Bergen.

3- Die PKK hält es für notwendig,dass
alle gesellschaftlichen Gruppen für die
Bildung einer Grundlage für Frieden und
Demokratisierung in die Diskussion mit
einbezogen werden,um gemeinsam einen
Beitrag zu leisten.Für die Umsetzung des
Friedensprozesses ist eine weitere Vor-
aussetzung, dass die politischen Partei-
en, die zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen, insbesondere die der Arbeiter und
Frauen, sowie weitere gesellschaftlichen
Schichten, in Kontakt und Dialog treten,
um in diesem Rahmen durch gemeinsa-
me Organisierung Aktivitäten zu entfal-
ten.

D) In Bezug auf die ökonomische und 
soziale Situation:

1- Unsere Partei sieht es als notwendig
an, ein Rückkehrprogramm vorzuberei-
ten und umzusetzen und die auf Grund
des 15jährigen Krieges zerstörten meh-
reren tausend Dörfer neu aufzubauen,
um der geflüchteten Bevölkerung eine
Rückkehr zu ermöglichen. Es wird gefor-
dert, dass der Staat für diesen Zweck fi-
nanzielle Mittel zur Verfügung stellt, um
den erlittenen Schaden des Volkes wieder
gut zu machen. Die Rückkehr muss öko-
nomisch, politisch und administrativ un-
ter nationaler und internationaler Betei-
ligung gefördert werden. Unsere Partei
wird dafür ebenfalls alle organisierten
Kräfte einsetzen und in jeder Hinsicht
unterstützend und mobilisierend mitwir-
ken.

2- Unsere Partei unterstützt Schritte
für verantwortungsvolle ökonomische
Investitionen und Entwicklungsprojek-
te, die historische Bauten und die Natur
schonen, mit dem Ziel, die grundlegende
ökonomische Situation der Region zu
verbessern und den sozialen Wohlstand
zu heben. Auf Grund der damit verbun-
denen schweren Zerstörung besonders
der historischen Reichtümer und der Na-
tur, wird die Aussetzung des Baus der Ili-
su- und Mercan- Staudämme und die
Einstellung der Projekte gefordert.

E) In Bezug auf die Beendigung 
der Gewalt

Unsere Partei glaubt daran, dass in un-
serer Epoche für die Lösung gesell-
schaftlicher und sozialer Fragen die Me-
thode des bewaffneten Kampfes generell
an Bedeutung verloren hat. Daher ist es
unverzichtbar, die Gewalt in unserem
Land zu beenden, um auf zivilisatori-
scher und menschenwürdiger Grundlage

eine Verständigung und die Atmosphäre
für einen Frieden zu entwickeln.

1- Der bewaffnete Kampf wird für be-
endet erklärt. Die bewaffneten Einheiten
werden so lange in Verteidigungsposition
gehalten, bis die Voraussetzungen für ei-
nen Frieden geschaffen, die gesetzlichen
und politischen Veränderungen vorge-
nommen und die notwendigen Sicher-
heiten gegeben wurden.

2- Es wurde entschieden, die bewaff-
neten Einheiten hinter die türkische
Grenze zurückzuziehen – das wurde
weitgehend umgesetzt. Es wird abermals
betont, dass die Türkei ihre Operationen
beenden muss, damit die noch in der Tür-
kei verbliebenen Kräfte abgezogen wer-
den können.

3- Die hinter die Grenzen abgezogenen
Kräfte stellen keine Bedrohung mehr für
die Türkei dar; alle dafür notwendigen
Umstrukturierungen werden durchge-
führt.

4- Das Dorfschützersystem muss auf-
gehoben werden, und alle bewaffneten
Einheiten, die nicht verfassungsmäßig
festgelegt sind, sollen ihre Aktivitäten
beenden. Die als „Morde unbekannter
Täter“ verübten Tausende von Verbre-
chen müssen aufgeklärt und die Verant-
wortlichen bestraft werden.

5- Wenn die gesetzlichen und politi-
schen Garantien gegeben worden sind
und die Entwicklung positiv verläuft, ist
parallel und organisiert die Eingliede-
rung der gesamten Kräfte in die Demo-
kratische Republik vorgesehen.

6- Unter Berücksichtigung der o.g.
Punkte müssen alle militärischen Opera-
tionen gegen unsere bewaffneten Einhei-
ten und unser Volk eingestellt werden.
Dafür ist es unverzichtbar,dass die in den
Kriegszustand versetzten türkischen Ar-
mee-Einheiten entsprechend der norma-
lisierten Lage umstrukturiert werden.

7- Während der Kriegsjahre sind in
dem Boden, auf dem das kurdische Volk
lebt, Hunderttausende von Minen unter-
schiedlicher Bauweise verlegt worden.Es
wird dazu aufgefordert, mit Hilfe türki-
scher und internationaler Spezialisten
diese Minen zu beseitigen, um Men-
schenleben zu bewahren.

F) In Bezug auf einen dauerhaften 
Frieden In den kurdischen Regionen:

1- Die PKK sieht für das gesamte kurdi-
sche Volk im Irak, im Iran und Syrien ei-
ne demokratische Lösung in den vorhan-
denen Grenzen vor. Falls eine gleichbe-
rechtigte, freie und demokratische Lö-
sung realisiert wird, wird das kurdische
Volk eine Brückenfunktion und Vorrei-
terrolle für die Entwicklung des Friedens
und der Stabilität in der Region über-
nehmen.

2- Die PKK strebt an, das größte Hin-
dernis für die Lösung der kurdischen Fra-
ge,die Spaltung zwischen den Kurden,zu
überwinden. Dafür wurden in einem lan-
gen und schwierigen Kampf Werte ge-
schaffen, auf deren Grundlage eine na-
tionale Einheit und Frieden hergestellt

werden sollen. Auf diesem Hintergrund
wird das Waffenstillstandsangebot an die
KDP hiermit erneuert.Es ist das Ziel,mit
der KDP und allen anderen politischen
kurdischen Organisationen einen Dialog,
einen dauerhaften Frieden und gegensei-
tige Beziehungen aufzubauen. Es wird
dazu aufgefordert, dass alle nationalen
Kräfte die für die Einheit und den Frie-
den unvereinbaren Verhaltensweisen der
KDP aufmerksam beobachten und ver-
urteilen.

3- Von den bewaffneten Kräften unse-
rer Partei aus wird es, sowohl im Süden
als auch in allen anderen Gebieten, kei-
ne Aktionen und Bedrohungen anderen
Einheiten gegenüber geben,falls sie nicht
angegriffen werden.Bis auf weiteres wer-
den die Kräfte in Verteidigungsposition
gehalten.

4- Unsere Partei möchte entsprechend
der neuen Strategie nicht nur mit der
Türkei, sondern auch mit dem Iran, Syri-
en und dem Irak die strittigen Fragen mit
friedlichen Methoden lösen; das beinhal-
tet auch die Lösung zwischenstaatlicher
Probleme, die generell mit Unter-
drückung und Bedrohung nicht gelöst
werden können. Die Bedrohung eines
Staates gegenüber einem anderen kann
nicht akzeptiert werden. Damit verbun-
den soll der mit der Türkei angestrebte
Frieden keine anderen Staaten bedrohen,
sondern den dauerhaften Frieden in der
Region und die Zusammenarbeit fördern.

G) In Bezug auf die Realisierung des
Friedensprojektes:

1- Unsere Partei entwirft parallel im
Rahmen des vorgestellten Friedenspro-
jekts detailliertere Pläne für dessen Rea-
lisierung. Es ist vorgesehen, dass, auf Ge-
genseitigkeit beruhend, negative Fakto-
ren für den Friedensprozess bekämpft
werden. Dazu gehören primitiver Natio-
nalismus, aggressiver Chauvinismus so-
wie provokatives und unkonstruktives
Verhalten jeder Art.

2- Alle Verhaltensweisen, die den Pro-
zess für Frieden und Verständigung einer
Gefährdung aussetzen könnten, müssen
auf beiden Seiten verhindert werden.

3- Unsere Partei fordert zur Realisie-
rung des Friedensprojekts den Staat auf,
sich seiner Geschichte und Größe ent-
sprechend zu verhalten und Konstrukti-
vität zu zeigen. Des weiteren wird dazu
aufgefordert, dass alle staatlichen Insti-
tutionen,alle politischen Parteien,Nicht-
regierungsorganisationen und in der Ge-
sellschaft einflussreiche Persönlichkei-
ten sich den Medien gegenüber sowie all-
gemein konstruktiv verhalten und an der
Phase aktiv mitwirken.

4- Für die Entwicklung des Friedens
rufen wir die Staaten der Region, die in-
ternationalen Institutionen und alle
Menschen auf, ihren Beitrag zur Unter-
stützung dieses Friedens zu leisten – im
Bewusstsein der Tatsache, dass der Frie-
den in der Region auch für den Weltfrie-
den einen positiven und gravierenden
Fortschritt bedeutet. •
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Der 8. Mai und die Bundesrepublik Deutschland

Ein nicht vorgesehener Gedenktag
Am 8. Mai 1945 kapitulierten die Vertre-
ter des deutschen Faschismus bedin-
gungslos vor den Vertretern der Anti-Hit-
ler-Koalition in Berlin-Karlshorst. Der
verbrecherische Krieg in Europa war be-
endet. Er forderte nahezu 55 Millionen
Tote, die in 72 direkt oder indirekt ein-
bezogenen Staaten zu betrauern waren.
Vier Fünftel der Weltbevölkerung waren
vom Kriegsgeschehen betroffen.Allein in
der Sowjetunion fielen auf den Schlacht-
feldern zehn Millionen Menschen.Weite-
re zehn Millionen kamen während des fa-
schistischen Raubkrieges um,wurden er-
schlagen, erschossen oder unter den
Trümmern ihres Hauses begraben. Mil-
lionen Menschen wurden als Zwangsar-
beiter aus Polen, der Sowjetunion und
anderen Ländern verschleppt, verhun-
gerten oder wurden in Konzentrationsla-
gern vernichtet. Das polnische Volk hat-
te mehr als sechs Millionen Tote zu be-
klagen. In den faschistischen Vernich-
tungslagern, in denen 18 Millionen zu-
sammen gepfercht wurden, wurden elf
Millionen getötet: erschossen, in Gas-
kammern vernichtet oder totgeprügelt.
Sechs Millionen jüdische Menschen ka-
men auf Transporten und in Konzentra-
tionslagern um.Vom deutschen Volke for-
derte der Krieg sechs Millionen Tote.

Für die Überlebenden war der 8. Mai
zu aller erst das Ende des Krieges. Es war
aber auch ein Tag der Befreiung: Der fa-
schistische Koloss war zerschlagen. Der
blutigste Krieg der Geschichte zu Ende.
Tausende, die die Konzentrationslager,
Gefängnisse und Zwangsarbeiterlager
verlassen konnten,nahmen diesen Tag als
den Tag ihrer Rettung. Bis heute hat sich
daran in vielen Ländern Europas nichts
geändert.Ob in Russland,Polen,den Nie-
derlanden, Frankreich oder Griechen-
land: Der 8. Mai ist Gedenktag. Es ist der
Tag der Befreiung ihres Landes vom
deutschen Besatzungsjoch und Unter-
drückern, die großes Leid und schwere
Not über sie gebracht hatten.

In der Bundesrepublik Deutschland
sucht man vergeblich im Kalender nach
dem 8. Mai als Gedenktag. Es gibt in die-
sem Lande keinen Erinnerungstag 8.Mai.

Diese Zeit kann nicht vergessen wer-
den. Sie kann in der kollektiven Erinne-
rung eines Volkes nicht nur in Nachrich-
ten auftauchen, die sich auf die Entschä-
digung von Zwangsarbeitern beziehen,
deren Forderungen bis heute nicht erfüllt
sind. Nachrichten, die davon sprechen,
dass Teile der deutschen Industrie,die ho-
he Gewinne aus dieser Sklavenarbeit zo-
gen, noch immer nicht ihrer moralischen
Verpflichtung nachgekommen sind und
in den Entschädigungsfonds eingezahlt
haben. Millionen Menschen, die unter
diesem Diktat litten, sind inzwischen
verstorben und der Rest wartet bis heute
vergeblich auf eine milde Entschädigung.

Die Erinnerung an die schwärzeste
Zeit kann nicht nur wieder lebendig wer-
den, weil Neonazis in den Straßen deut-
scher Städte ihre von der Geschichte ver-
dammten Symbole zeigen und rechtsex-
treme Losungen rufen. Zunehmende
rechtsextreme Aktivitäten sind – für sich
genommen – Ausdruck des Versuches, die
Geschichte vergessen zu machen. Ge-
denktage sind eben auch Spiegelbild des
Verhältnisses zur eigenen Geschichte.
Rechtsextremismus fünfundfünfzig Jah-
re nach der Zerschlagung der braunen
Pest ist ein schlechtes Zeichen für die Ge-
sellschaft, in der er sich entwickelt.
Rechtsextreme und fremdenfeindliche
Aktivitäten und Anschläge gefährden
diese Demokratie. Als Tag der Wiederge-
burt Deutschlands wäre er ein Symbol
des Schutzes der Demokratie. Und die
Demokratie muss geschützt werden vor
jenen, die erneut Rassenhass und Frem-
denfeindlichkeit aufleben lassen. Die
Straße kann den Anhängern der NPD,der
DVU und anderen nicht überlassen wer-
den. Dieser Tag kann nicht vergessen
werden. Es ist an der Zeit, dass der 8. Mai
1945 als Datum der Befreiung im öffent-
lichen Denken seinen gebührenden Platz
erhält.

Das wiedervereinigte Deutschland
kann die Geschichte nicht umgehen. Die
Niederlage des deutschen Faschismus
war eine Befreiung von Krieg und Elend;
sie war keine nationale Demütigung
Deutschlands. Sie war die Chance der
Wiedergeburt des Humanismus und der
Wiedergutmachung. Sie war aber auch
das Ende des deutschen Größenwahns
und des nationalen Machtstrebens. Sie
wirft die Frage auf nach den Ursachen
des „Volkes ohne Raum“, des Deutsch-
land von der „Maas bis an die Memel“.
Es war nicht nur der Holocaust. Die Ver-
brechen des Nazi-Regimes gehen dar-
über hinaus. Es war politische Verfol-
gung, Mord am jüdischen Volke,Vernich-
tung auf den Schlachtfeldern, Vernich-
tung in den Konzentrationslagern, Eut-
hanasie, es war die Hinrichtung von De-
serteuren, „rassisch unreinen“ Men-
schen, Homosexuellen und politischen
Gegnern. Das Ende des Krieges bedeute-
te die Hinwendung zu einem neuen fried-
lichen Leben, bedeutete die Auseinan-
dersetzung mit der leidvollen Vergangen-
heit und die Chance der Errichtung eines
demokratischen Staates in beiden Teilen
Deutschlands, die jeder auf ihre Art ver-
suchten, mit der faschistischen Vergan-
genheit fertig zu werden.

Antimilitarismus und Ablehnung jeg-
lichen Aggressionskrieges wurde den Ge-
nerationen, die nach dem Krieg auf-
wuchsen, mit auf den Weg gegeben: Von
Pfarrern, die, weil sie Zwangsarbeitern
halfen, ins KZ kamen; von einfachen
Hausfrauen,die gefangenen Soldaten ein

Stück Brot zusteckten und dafür ins Ge-
fängnis kamen; von Unternehmern, die
jüdischen Menschen halfen, das faschi-
stische Deutschland zu verlassen, von
kommunistischen KZ-Häftlingen, die
das polnische Kind im KZ Buchenwald
vor der SS versteckten; von Menschen
wie Franz von Hammerstein, der in Ein-
zelhaft saß, weil seine Brüder am Atten-
tat auf Hitler teilgenommen hatten. Sehr
unterschiedliche Menschen sehen im Da-
tum des 8. Mai den Tag ihrer Erlösung,
und das auch 55 Jahre nach dem Ende des
zweiten Weltkrieges. Eine demokratische
Gesellschaft hat die Verpflichtung, sich
dieser Zeit zu stellen, sich ihrer zu erin-
nern und in künftigen Generationen das
Wissen um diese Zeit zu verankern.

Mehr noch. Eine demokratische Ge-
sellschaft sollte den 8. Mai als einen Ge-
denktag begehen. Das bedeutet Schutz
der Demokratie und Absage an alle Ver-
suche, neonazistischer Wiederbelebung.

Was für eine totale Überraschung für
den Redner der PDS,Prof.Heinrich Fink,
im Bundestag, als er bei der Begründung
des Antrages, den 8. Mai zu einem natio-
nalen Gedenktag zu erklären, auf totale
Ablehnung stieß! Betroffen gemacht hat
ihn das Nein der Bündnisgrünen,die 1983
bei ihrem Einzug in den Deutschen Bun-
destag den gleichen Antrag stellten.

Was nimmt es Wunder, wenn die Lo-
sung „Nie wieder darf ein Krieg von deut-
schem Boden ausgehen“, die in beiden
deutschen Staaten tragend war, und im
wiedervereinigten Deutschland am 3.
Oktober 1990 wiederum offiziell ausge-
rufen wurde, 1999 vergessen ist, als deut-
sche Bundeswehrsoldaten sich am NA-
TO-Krieg gegen Jugoslawien beteiligten.
Die Geschichte vergessen, verdrängt und
zur „Wahrung der Menschenrechte“ und
„Verhinderung eines Genozids“ wie der
Verteidigungsminister der Bundesrepu-
blik, Scharping, laut verkündete, kräftig
mitgemischt und wie einst Bomben , nur
diesmal NATO-Bomben, auf jugoslawi-
sche Städte und Menschen geworfen.
Kein Wunder, dass viele Serben sich sehr
deutlich an die Zeiten der faschistischen
Herrschaft auf dem Balkan erinnerten.

Dieses Land hat es sehr nötig, sich der
Zeit vor dem 8. Mai 1945 zu erinnern und
die geschichtliche Bedeutung des Da-
tums selbst zu erkennen.Viele Menschen
in der Bundesrepublik fühlen in diesem
Sinne. Sie wenden sich gegen die zuneh-
mende Militarisierung der Außenpolitik
des Landes. Sie lehnen die neue Strate-
gie der „out of area“-Einsätze ab.Sie for-
dern von der Regierung, dass sie alles tut,
damit der 8. Mai nicht in Vergessenheit
gerät und – je nach Standpunkt und Be-
wertung der Ereignisse von Faschismus
und Krieg – den 8. Mai als Tag der Erin-
nerung und Mahnung bewahrt.

(abe)
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Vom 20.4 bis 1.5.2000 fand in Jena ein
Flüchtlingskongress mit Teilnehmern aus
dem ganzen Bundesgebiet und mit Refe-
renten aus vier Kontinenten statt. Das
Wichtigste: die Veranstaltung war von
Flüchtlingen selbst organisiert und be-
stritten worden. Auch die Idee zu dem
Kongress kam von einer Organisation, in
der sich Flüchtlinge selbst organisieren,
um ihre Interessen politisch aktiv durch-
zusetzen: von „The Voice“, einer Gruppe
afrikanischer Flüchtlinge, die sich in Je-
na zusammengefunden hat. Mitgetragen
wurde der Kongress von der „Karawane
für die Rechte der Flüchtlinge“,ebenfalls
einer Selbstorganisation der Flüchtlinge,
die im vergangenen Jahr einen Protest-
marsch durch viele deutsche Städte ver-
anstaltet hatte unter dem Motto „Wir ha-
ben keine Wahl,aber eine Stimme“. In Je-
na fanden sich nun Flüchtlinge und Mit-
glieder von Unterstützergruppen aus
ganz Europa zusammen, um sowohl
grundsätzliche Fragen als auch die Mög-
lichkeit konkreter Aktionen zu diskutie-
ren und das vor allem aus dem Blickwin-
kel der Flüchtlinge und eingebettet in
größere politische Zusammenhänge. Wie
schon der Themenschwerpunkt der er-
sten beiden Tage zeigt: „Wir sind hier,
weil ihr unsere Länder zerstört“, bei dem
es vor allem um die Situation in den Her-
kunftsländern und die Politik des indu-
strialisierten Nordens gegenüber dem
„unterentwickelten“ Süden ging.

Hürdenlauf

Es nahmen zeitweise bis zu 400 Flücht-
linge am Kongress teil, dazu noch Unter-
stützerInnen aus der BRD, aber auch Ita-
lien, den Niederlanden, Irland und ande-
ren europäischen Ländern. Die Organi-
satoren und die Teilnehmer hatten ge-
hofft, dass noch mehr Flüchtlinge kom-
men. Aber eine berüchtigte „Institution“
des Rechts gegen Flüchtlinge hat dies
ganz offensichtlich verhindert: die „Re-
sidenzpflicht“, wie sie im beamten-
deutsch heißt.

Flüchtlinge dürfen sich grundsätzlich
nur in dem Landkreis bzw. Bezirk auf-
halten,in dem sie im Lager untergebracht
sind. Sie dürfen nur mit Genehmigung
der Behörde die Landkreisgrenze über-
schreiten und sie müssen bei dieser Ge-
legenheit den genauen Grund angeben.
Einzige Ausnahmen: Termine beim An-
walt oder bei Organisationen wie dem
UNHCR oder dem Roten Kreuz. Das
heißt, selbst Besuche bei Verwandten
müssen vorher angemeldet werden. Und
ganz problematisch wird es mit politi-
schen Veranstaltungen.

Deshalb fing SAGA relativ frühzeitig
damit an, die Flüchtlinge aus dem Raum
Südbaden bei der Einholung von Geneh-
migungen zu unterstützen. Zentrales Ar-

gument gegenüber den Behörden war:
der Flüchtlingskongress ist nicht irgend-
eine politische Veranstaltung, sondern
dazu gedacht, dass Flüchtlinge auf ihre
Lebenssituation aufmerksam machen
können und öffentlich ihre Kritik und ih-
re Anliegen äußern können.

Außer dem Stadtkreis Freiburg ver-
weigerten die Ausländerämter die Ge-
nehmigungen zuerst mal. Wobei in Em-
mendingen der kuriose Fall auftrat, dass
der erste Flüchtling eine Genehmigung
bekam,denen,die später beantragten,die
Genehmigung aber verweigert wurde.
Vom sog. „Gleichbehandlungsgrund-
satz“ hat diese Behörde offensichtlich
auch noch nichts gehört. Es gab Behör-
den,wie z.B.das Landratsamt Offenburg,
das Genehmigungen für Flüchtlinge,egal
für welche Fälle, von der Zahlung einer
Gebühr abhängig macht.Das sind im Re-
gelfall 15 DM. Nur: in § 10 Ausländerge-
bührenverordnung heißt es, dass den
Empfängern von Sozialhilfe keine Ge-
bühren abverlangt werden dürfen. Und
Leistungen nach dem Asylbewerberlei-
stungsgesetz sind, so will es der Gesetz-
geber, eine besondere Form der Sozial-
hilfe für Flüchtlinge.

Zu guter letzt bekamen aber doch noch
alle Flüchtlinge die Genehmigung, nach-
dem mehrere Eilanträge beim Verwal-
tungsgericht in Freiburg eingegangen
waren.Die zuständigen Richter übten auf
informellem Weg per Telefon entspre-
chenden Druck auf die Behörden aus.Al-
lerdings konnte sich das VG Freiburg
nicht überwinden, offiziell über die An-
träge zu entscheiden. Es spricht vieles
dafür, dass die Richter Angst hatten, ein
Urteil zu fällen, dass bundesweit als Prä-
zedenzfall dienen könnte.

Ein solcher Präzedenzfall für Jena wä-
re aber sehr hilfreich gewesen, wie sich
dann auf dem Kongress herausstellte: das
Innenministerium Brandenburgs hatte
im Vorfeld die Ausländerbehörden ange-
wiesen, keine Genehmigungen zu ertei-
len, in anderen Bundesländern war die
Situation ähnlich. Das Verwaltungsge-
richt Würzburg hatte einen entsprechen-
den Antrag abgelehnt.

Selbstbefreiung

Der inländische Rechtsweg ist also in Sa-
chen Residenzpflicht, aber auch was an-
dere Bereiche wie Lagerunterbringung,
„Fresspakete“ oder auch das Problem der

Abschiebung angeht, versperrt. Was
bleibt da übrig? Zum einen: das interna-
tionale Recht, wie z.B. die Europäische
Menschenrechtskonvention und den
Menschenrechtsgerichtshof, zu Hilfe zu
holen. Oder auch darauf zu verweisen,
dass es Regelungen, die mit der Resi-
denzpflicht vergleichbar sind, in keinem
europäischen Land existieren. Hier stellt
sich aber angesichts der politischen Stra-
tegie der BRD die Frage wie lange noch.
Wird doch eine „Harmonisierung“ des
Ausländer- und Asylrechts angestrebt.
Außerdem will die BRD eine Änderung
der Genfer Flüchtlingskonvention errei-
chen, die sie in ihrem Kern aushöhlen
würde.

Und die UNO? Schon 1982, im Jahr der
Einführung der Residenzpflicht und an-
derer diskriminierender Strukturen ge-
gen Flüchtlinge,protestierte der UNHCR
vehement. Er sagte ganz offen, dass
Deutschland Maßnahmen der Diskrimi-
nierung und Abschreckung gegen
Flüchtlinge einführt, die einzigartig in
Europa sind. Gegen jede Verschärfung
der Politik gegen Flüchtlinge seither hat
der UNHCR protestiert. Die BRD scher-
te sich nicht darum.Das wird wohl in Zu-
kunft auch so bleiben.

Was dann? Politische Aktionen sind
der einzige Weg.Vor allem auch deshalb,
weil alles Recht Ergebnis politischer Ent-
scheidungsprozesse ist. Das ist eine der
wichtigsten Konsequenzen des Kongres-
ses: Flüchtlinge und UnterstüzerInnen
werden verstärkt konkrete politische Ak-
tionen starten in allen wichtigen Berei-
chen: ob es nun um die Residenzpflicht
geht, oder die Lebensbedingungen oder
auch das Problem Abschiebung und zwar
bundesweit koordiniert.

Widerstände

Doch wirksame politische Veränderun-
gen zu erreichen, wird eine harte Arbeit
werden. Denn die Bevölkerung heißt die
staatliche Politik gegen Flüchtlinge gut,
ja wäre bereit noch manche Verschärfung
zu „schlucken“. Dies wurde am Fall „Ha-
ki“ deutlich. Eine Bremer Antifa-Orga-
nisation hatte versucht, die Abschiebung
eines 18jährigen zu verhindern, der mit
10 Jahren alleine als Flüchtling in die
BRD gekommen war. Sie erhielt Unter-
stützung vom örtlichen Pastor, der zum
Kirchenasyl bereit war gegen den Wider-
stand der örtlichen Kirchenmitglieder.
Kurze Zeit später wurde Haki als „Kri-
mineller“ denunziert, obwohl er nie be-
straft worden war (er hatte wegen La-
dendiebstählen Verwarnungen erhalten).
BILD stilisierte ihn in einem Artikel gar
zum Mädchenvergewaltiger. Danach fing
ausgerechnet eine Nachbarin Hakis an,
Unterschriften für die Abschiebung zu
sammeln. Nicht lange zuvor war Haki

Flüchtlingskongress in Jena

Gegen soziale Ausgrenzung und Abschiebung
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noch Gast auf einem Grillfest in ihrem
Garten gewesen. Die Aktion war leider
sehr erfolgreich. Die Polizei verstand das
als Einladung, das Kirchenasyl zu bre-
chen. Haki wurde abgeschoben. Freunde
von Haki berichteten auf dem Kongress
von der Pogromstimmung, von der sie
auch selbst betroffen waren.

Historische Bezüge

Zum Beiprogramm des Kongresses
gehörte auch ein Besuch im Konzentra-
tionslager Buchenwald. Es nahmen so
viele Leute daran teil, dass die Führung
über das Gelände in zwei Gruppen statt-
fand. Die Begleiterin einer dieser Grup-
pen berichtete über die Geschichte des
Lagers in einem musealen, politisch wie
menschlich völlig unengagiertem Stil.
Dies löste bei Flüchtlingen Kritik aus.Ei-
ne Frau aus Bangladesh wies vehement
darauf hin, dass bestimmte Diskriminie-
rungsstrukturen,die die Nazis gegenüber
den Verfolgten anwandten, sich heute in
vergleichbarer Form wieder in der Le-
benssituation von Flüchtlingen finden.
Sie hat recht.

Der Verlauf des politischen Prozesses
der z.B.zur Judenvernichtung führte, läs-
st sich in drei Phasen aufteilen: Diskri-
minierung, soziale Ausgrenzung und Iso-
lation,Vernichtung.Diskriminierung fin-
det schon in weitestgehendem Maße statt:
das Existenzminimum von Flüchtlingen
liegt – gesetzlich abgesichert – bis zu 60%
unter dem Niveau der deutschen Sozial-
hilfeempfänger. Der Rechtsschutz für
Flüchtlinge ist weitgehend beseitigt. Iso-
lierung findet statt durch Lagerunter-
bringung, Residenzpflicht,Verhinderung
der Integration oder auch in brutaler Art
und Weise durch eine Form der Quasi-Ab-
schiebehaft, wie sie Niedersachsen prak-
tiziert. Flüchtlinge werden in Camps in
entlegenen Gegenden untergebracht. Sie
erhalten nur Lebensmittel und ein Dach
über dem Kopf, aber keinen Pfennig Ta-
schengeld und keine neuen Kleider. Es
sind Menschen, die z.B. keine Papiere ha-
ben oder aus Angst vor Folter und Tod in
ihrem Heimatland sich von diesen Behör-
den keine Reisedokumente holen wollen.
Nach Ansicht des deutschen Gesetzes,
verhindern sie damit schuldhaft ihre Ab-
schiebung und sollen daher durch diese
Art der Behandlung dazu gezwungen
werden, doch („freiwillig“) zu gehen. Der
neue § 1a des Asylbewerberleistungsge-
setzes erlaubt den Behörden, so vorzuge-
hen. Ein afrikanischer Flüchtling, der in
einer solchen niedersächsischen „Ein-
richtung“ leben muss, berichtete von sei-
nen Erfahrungen.

Aktionsbasis: Menschenrechte 

Vor diesem Hintergrund der Lebens-
wirklichkeit von Flüchtlingen wird es
(überlebens-)wichtig, für die Einhaltung
von Menschenrechten zu kämpfen. Des-
halb wurde auf dem Kongress auch eine
Deklaration über die Rechte der Flücht-
linge verabschiedet.

Auf dem „Frauentag“ des Kongresses,

der sich besonders mit der Situation von
Frauen in ihren Herkunftsländern auf
der Flucht beschäftigte, wurde gefordert,
frauenspezifische Fluchtgründe auch im
deutschen Recht endlich als Asylgründe
anzuerkennen, wie das z.B. in den USA
schon der Fall ist.

Der Kongress hat aber auch deutlich
gemacht: wenn es nicht gelingt, eine po-
litische Gegenstrategie gegen das politi-
sche und ökonomische System zu ent-
wickeln, wird es auch bald nichts mehr
nutzen, sich auf Menschenrechte zu be-
rufen. Dieses System betrachtet alles un-
ter der strikten Maxime von Kosten,Nut-
zen und Profit – ob es nun ganze Länder
des Südens sind oder der einzelne
Mensch, egal in welchem Land der Welt.
Und auch die Menschenrechte existieren
und wirken nur, soweit sie politisch ge-
wollt sind. Das bestehende System sieht
sie aber als lästige Hindernisse.Es gibt al-
so viel zu tun.

Eigentlich gehört auch die Vernetzung
des „Flüchtlingsbereichs“ mit anderen
gesellschaftlichen Gruppen, die betrof-
fen sind, dazu. Zuvor muss aber die
(Selbst-)Organisation der Flüchtlinge
noch weiter ausgebaut werden. Der Kon-
gress war ein wichtiger Schritt dazu.Und
für die einzelnen Flüchtlinge war sicher-
lich die Erfahrung wichtig, dass sie doch
nicht isoliert und ohnmächtig sind; dass
sie selbst etwas tun können, auch wenn
es noch so schwierig ist. (sas)

Ein nützliches Lexikon 
Helmut Volger, pensionierter Studiendi-
rektor in Berlin, beschäftigte sich schon
lange mit der Idee, ein „Lexikon der Ver-
einten Nationen“ zu schaffen. Wusste er
doch aus eigener beruflicher Erfahrung,
dass ein solches, alle Fragen der UN und
ihrer Organisationen beantwortend, vor
allem im studentischen und praktischen
Alltag fehlte. Immer dann, wenn jemand
zu einem bestimmten UN-Thema – von
Abrüstung über Menschenrechte bis
Zollunion – etwas suchte,musste er in Bi-
bliotheken zahlreiche Bücher oder Hun-
derte von Artikeln durchforsten.

Seit Beginn des Jahres gibt es ein sol-
ches Lexikon. Herausgeber ist Helmut
Volger, der 85 Autoren um sich scharte,
die innerhalb von zwei Jahren 168 auto-
nome Beiträge verfassten. Sechzehn Ar-
tikel stammen allein aus der Feder des
Herausgebers. Volger will das Lexikon
nicht als Nachschlagewerk verstanden
wissen, sondern eher als eine enzyklopä-
disches Werk, als „Sammlung kritischer
Bestandsaufnahmen verbunden mit Re-
formvorschlägen“, so in seinen einleiten-
den Bemerkungen.Volger selbst schreibt
sowohl über die Entstehungsgeschichte
der Vereinten Nationen als auch über die
Geschichte der UN. Er erläutert die Rol-
le des Generalsekretärs und die Aufga-
ben der Haupt-, Neben- und Vertragsor-
gane der UN.

Über die UNESCO und die UN-Son-
derorganisationen schreibt der Professor
an der FU Berlin Dr. Klaus Müfner. Auch
das UN-System und die UNO, die Uni-
versität der Vereinten Nationen in Tokio
ist sein Untersuchungsgegenstand.

Über Menschenrechte, Menschen-
rechtskommission und die zahlreichen
Menschenrechtskonventionen referieren
sowohl Prof. Dr. Eckart Klein, Potsdam,
Prof.Dr. Martina Haedrich, Jena, PD Dr.
Volker Betz, Hamburg u.a. Experten.

Für den Herausgeber war es von vor-
neherein selbstverständlich auch Politi-
ker, Diplomaten und Wissenschaftler aus
der ehemaligen DDR als sachkundige
Autoren einzuladen. So konnte u.a. Dr.
Bernhard Neugebauer, der jahrelang als
Botschafter bei der UN in New York und
in Genf tätig war, in seinem Beitrag über
die „DDR, UN-Politik“ darauf verwei-
sen, dass mit der gleichzeitigen Mitglied-
schaft von DDR und BRD (18.Sept.1973)
beide Staaten „gleichgestellt“ wurden.
Er bestätigt u.a., dass es sowohl „Defizi-
te in der Menschenrechtspolitik der
DDR“ gab, als auch die Tatsache, dass
„trotz der Gegnerschaft … beide deut-
schen Staaten auf Gedeih und Verderb
miteinander verkettetet“ waren.

Dr. Hans Arnold, auch ein Ex-Bot-
schafter in UN-Institutionen, beschreibt
nüchtern und kritisch, dass es das politi-
sche Ziel der BRD in der UNO war, „die
Aufnahme der DDR in UN-Organisatio-
nen zu verhindern“. Der pensionierte
BRD-Botschafter resümiert: „Insgesamt
hatte der Alleinvertretungsanspruch der
Bundesrepublik deren Bewegungsspiel-
raum innerhalb der UNO einge-
schränkt.“ (S. 72) Arnold kommt in Be-
zug auf die NATO-Aggression im Koso-
vo zu der bemerkenswerten Feststellung,
dass damit von UN-Mitgliedern „das mit
der UN-Charta gesetzte Völkerrecht“
verletzt wurde.

Dr. Günther Altenburg, Ministerialdi-
rektor im Auswärtigen Amt beschreibt
den „UN-Platz in Bonn“ und die „Gen-
fer Gruppe“. In Genf finden jeweils im
Frühjahr Treffen zu UN-Sonderorganisa-
tionen statt.

Wer immer weitere Informationen
braucht, kann auch das UN-Informati-
onsangebot im Internet (www.un.org)
anklicken.

Kofi Annan, der Generalsekretär der
Vereinten Nationen, schrieb das Vorwort
für das Lexikon.Er bezeichnete das Buch
als „… eine willkommene Ergänzung der
wissenschaftlichen Untersuchungen und
politischen Analysen, die sich mit den
Vereinten Nationen, ihrer komplexen
Zielsetzung nach dem Kalten Krieg und
ihre immer umfassendere Rolle im kom-
menden Jahrtausend beschäftigen“. Das
Lexikon verspricht weltweite Aufmerk-
samkeit,zumal wenn es recht bald in UN-
Sprachen übersetzt wird.

Franz-Karl Hitze
Helmut Volger (Hrsg.) Lexikon der Vereinten
Nationen, Oldenbourg Verlag München, 775
Seiten, Preis 98 DM, ISBN 3-486-24795-6



ADRESSAUFKLEBER
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R 14. Mai: Landtagswahlen in NRW

20. Mai: Fachtagung in Rostock: Rechtsextremismus – reiner Männerwahn?
Veranstalterinnen: AGLisa, AG Rechtsextremismus / Antifaschismus der
PDS und AK feministische Politik der PDS-Bundestagsfraktion

21. Mai, Büren: Bundesweite Demonstration „Weg mit allen Abschiebeknä-
sten“. Büren (Autobahnkreuz A33/A44 Wünnenberg/Haaren) ist der größte
Abschiebeknast in Europa. Infotelefon: 05251/690574

27./28. Mai, München: 8. isw-forum zum Thema: Kapitalismus im XXI. Jahr-
hundert. Entwicklungslinien der politischen Ökonomie des Kapitals. Mit
ReferentInnen aus USA, Kuba, Japan, China und Deutschland. Cuba: Glo-
balisierung und Staat (Referat: Mitarbeiter des „Forschungszentrums Welt-
wirtschaft“, Havanna); USA: Boom ohne Ende? (Referat: Prof. Richard D.
Wolff, Department of Economics, University of Massachusetts); Japan: Von
der „Herausforderung“ zur „Gefahr“ für die Weltwirtschaft; China: „Lan-
ger Marsch“ zum Sozialismus oder Übergang zum Kapitalismus? (Referat:
Mitarbeiter/in des „Forschungszentrums für die gegenwärtige Welt“, Pe-
king); Verbrechen Wirtschaft – Moderner Kapitalismus als höchstes Stadi-
um der organisierten Kriminalität (Referat: Conrad Schuhler, Mitarbeiter
des isw e.V.) Eintritt pro Tag: 10,- DM, beide Tage: 16,- DM, StudentInnen,
Arbeitslose, SchülerInne je die Hälfte.Veranstalter: institut für sozial-öko-
logische wirtschaftsforschung münchen e.V. Veranstaltungsort: München,
Gewerkschaftshaus, Schwanthalerstr. 64, Beginn jeweils 10 Uhr

26. Mai: Nordatlantische Versammlung, Frühjahrs-Tagung in Budapest.

31. Mai: Deutscher Katholikentag in Hamburg

31. Mai bis 4. Juni: Gesundheitstag 2000 in Berlin. Adresse: Gesundheitstag
2000, Sarrazinstr. 3, 12159 Berlin, fax: 030 / 85 99 97 78, Email: ich.ma-
che.mit@gesundheitstag.de

1. Juni: EXPO 2000 in Hannover (bis 31.10.), zahlreiche Gegenaktionen

6. Juni: Westeuropäische Union

6. bis 12. Juni: Internationale Luftfahrtausstellung (ILA) in Berlin Schöne-
feld und Gegenaktivitäten von Friedensgruppen. (Ausstellungsprogramm
siehe http://www.ila-berlin.de) Kontakt: Kampagne gegen Wehrpflicht,
Zwangsdienste und Militär, Oranienstr. 25, 10999 Berlin, Tel.: 030/615005-
30, Fax: 030/61500529. E-Mail: info@kampagne.de 
Internet: http://www.kampagne.de 

9. Juni: Hauptversammlung der Deutschen Bank, Festhalle Frankfurt mit
Aktionen der Kritischen Aktionäre. Kontakt: Dachverband Kritische Ak-
tionärInnen,Henry Mathews,Schlackstr.16,50737 Köln,Tel.: 0221/5995647,
Fax: 0221/5991024. E-Mail: critical_shareholders@compuserve.com Inter-
net: http://www.kritischeaktionaere.de 

9. Juni: Brüssel: Demonstration mit anschließendem Symposium der Eu-
ropäischen Märsche zum Thema „Europaweite Mindeststandards für Ein-
kommen“ – anlässlich des Gipfeltreffens des europäischen Unternehmer-
verbandes UNICE

17. Juni: Politische Ökonomie heute, 2. Kurstag. Beginn 10.30 Uhr in der
DGB-Jugendbildungsstätte Fulda, Magdeburger Str. 69 (s. PB 6, S. 18f.)

19. Juni: Porto, Portugal: Demonstra-
tion des Europäischen Gewerk-
schaftsbundes – anlässlich des EU-
Gipfels. Die Europäischen Märsche
werden daran teilnehmen.

25. Juni: Genf: Demonstration der so-
zialen Bewegungen, Nicht-Regie-
rungsorganisationen und Gewerk-
schaften anlässlich des UN-Sozialgip-
fels. Sechs Monate nach Seattle, drei
Monate nach Washington geht der
Kampf gegen WTO und weltweite De-
regulierung weiter.

27. bis 30. Juli: Linke Sommerschule.
Näheres zu Ort und Themen später.

5-7. September: Seminar der Bundes-
akademie für Sicherheitspolitik zum
Thema: Deutschland und „seine neu-
en Minderheiten“ im Licht innen- und
außenpolitischer Veränderungen. Ort:
Bonn

Internationale Konferenz der Rosa-Luxemburg-Stiftung

Osterweiterung der Europäischen
Union – die soziale Dimension
16.-17. Juni 2000
Kongresszentrum Weißenseer Weg 52, 13052 Berlin

Anmeldung 
Dr. Hilde Ettinger
Tel: 030-29781152
Fax: 030-29784222 
E-Mail: ettinger@rosa-luxemburg.org

Freitag 16. Juni 2000
14.00 Uhr: Begrüßung und Eröffnung, Dr. Evelin Wittich, Mitglied des
Geschäftsführenden Ausschusses der Rosa-Luxemburg-Stiftung
14.30 Uhr: Der Beginn einer neuen Etappe – Zum Stand der EU-Oster-
weiterung. Günter Verheugen, EU-Kommissar, Brüssel (angefragt)
Die Osterweiterung der EU – Die Sicht der Linken im Europäischen
Parlament. Francis Wurtz, MEP,Vorsitzender der Konföderalen Frakti-
on der Vereinten Europäischen Linken/Nordisch Grün-Linke im EP
Die EU-Osterweiterung als Aufgabe der Politik – eine sozialwissen-
schaftliche Perspektive. Dr. Lutz Schrader, Institut Frieden und Demo-
kratie, Fernuniversität Hagen
17.00 Uhr: DDiiee TTrraannssffoorrmmaattiioonnsspprroozzeessssee iinn ddeenn mmiitttteell- uunndd oosstteeuu-
rrooppääiisscchheenn SSttaaaatteenn iimm LLiicchhttee ddeerr VVoorrbbeerreeiittuunngg aauuff ddeenn EEUU-BBeeiittrriitttt
Vorträge und Diskussion:
Der Transformationsprozess in Tschechien im Lichte der Vorbereitung
auf den EU-Beitritt. Dr. Miloslav Ransdorf, Stellvertretender Vorsit-
zender der Kommunistischen Partei Böhmens und Mährens
Ungarn auf dem Weg in die EU. N.N.,Vertreter der Ungarischen Sozia-
listischen Partei

Sonnabend 17. Juni 2000
9.00 Uhr: MMöögglliicchhkkeeiitteenn uunndd GGrreennzzeenn ddeerr AArrbbeeiittssmmaarrkktt- uunndd BBeesscchhääff-
ttiigguunnggssppoolliittiikk iinn ddeerr eerrwweeiitteerrtteenn EEUU
Vorträge und Diskussion:
Entwicklung von Regionalkonzepten und Schaffung regionaler Wirt-
schaftskreisläufe – eine entscheidende alternative Konzeption linker
Europapolitik. Prof. Dr. Christa Luft, MdB,Wirtschaftswissenschaftle-
rin, Berlin
Wirtschafts-, struktur- und beschäftigungspolitische Fragen im Zu-
sammenhang mit dem EU-Beitritt Polens, Dr. Wlodzimierz Dymarski,
Universität Poznan
11.00 Uhr: Wie ist das komplizierte Problem der gemeinsamen Agrar-
politik im Rahmen der erweiterten EU arbeitsmarktpolitisch und sozi-
al verträglich zu lösen? Dr. Hans Watzek, Agrarwissenschaftler, Berlin
14.00 Uhr: EEuurrooppääiisscchhee SSoozziiaalluunniioonn uunndd EEuurrooppääiisscchhee SSoozziiaallcchhaarrttaa ––
GGaarraanntteenn ffüürr eeiinn EEuurrooppaa ddeerr ssoozziiaalleenn GGeerreecchhttiiggkkeeiitt??
Vorträge und Diskussion
Ist eine Europäische Sozialunion eine Illusion oder ein notwendiges
Prinzip der Demokratie-Entwicklung in Europa? Birgit Daiber,EU-Re-
ferentin, Berlin
Chancengleichheit für Frauen in einer erweiterten EU – Aufgabe linker
Politik. Marianne Eriksson, Schweden, MdEP, Ausschuss für Frauen-
rechte und Chancengleichheit im EP
16.30 Uhr: EEuurrooppääiisscchhee RReeggiioonnaallppoolliittiikk
Vorträge und Diskussion
Grenzüberschreitende Regionalisierung als Basis europäischer Inte-
gration, Dr. Helmuth Markov, Berlin, MdEP, Ausschuss für Regionalpo-
litik im EP
Lehren aus der Süderweiterung der EU für die gegenwärtige Oster-
weiterung, Prof. Dr. Miren Etxezarreta, Universität Barcelona
18.30 Uhr: Schlussbemerkungen und Ende der Konferenz


